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Editorial und Inhalt  |  VPOD

Grabungen
Die Zauneidechse ist selten geworden. Ihr macht zu schaffen, dass es 
immer weniger Brach- und Ödland gibt, Randstreifen und Böschun-
gen, wo sie sich ungestört sonnen kann. Auch dem Seeadler ging es 
lange Zeit nicht gut. In der Schweiz ohnehin nur rarer Gast, wurde 
er weiter östlich geplagt und gejagt und war, wie sein alpiner Kollege 
Steinadler, schon fast verschwunden. Seit die Landwirtschaft auf das 
Insektengift DDT verzichtet, haben sich die Bestände erholt. 
Seeadler und Zauneidechse bewohnen auch den Köpenicker Forst in 
Berlin und können nichts dafür, dass unter ihren Füssen ein Stück 
entsorgter DDR liegt: Die grosse Leninstatue, die seit 1970 in Ostber-
lin stand, wurde 1991 abgebaut, zersägt und dort vergraben. Man erin-
nert sich an Filmbilder aus «Goodbye Lenin». Der einstige Leninplatz 
heisst heute Platz der Vereinten Nationen. Aber das Vergangene ist 
bekanntlich niemals tot. Und so wollte auch Lenins Kopf wieder ans 
Licht. Er sollte, zusammen mit anderen Exponenten untergegangener 
Reiche, in eine Reihe ge- und ausgestellt werden. 
Doch regte sich Widerstand. Zunächst hiess es, man wisse gar nicht 
mehr genau, wo was beerdigt sei. Danach: Bloss den Kopf heben gehe 
nicht; die Teile der Statue müssten beisammen bleiben. Schliesslich 
verwiesen Grüne und Piraten in der Bezirksverordnetenversammlung 
von Treptow-Köpenick auf das Naturschutzgesetz. Von dessen Bestim-
mungen zwecks Grabung abzuweichen, komme nicht in Frage. Die 
Eidechsen seien in Joghurtbechern zu fangen und behutsamst um-
zusiedeln, ehe Bagger aufführen. Und auch das Seeadlerpaar dürfe 
keineswegs bei Balz, Brut oder Broterwerb derangiert werden. 
Um es kurz zu machen: Die Jungadler sind bald flügge, die Eidech-
sen haben gezügelt. Und die Ausstellung ist jetzt in Berlin zu sehen. 
Einschliesslich dem steinernen Gast Lenin, leicht lädiert allerdings: 
Das rechte Ohr fehlt, was eine stabile Seitenlage ermöglicht. Wenn 
man in die Knie geht und den Kopf neigt, kann man ihm in die 
Augen gucken. Und mit ihm ein wenig über Wege und Irrwege der 
Geschichte sinnieren. Ob die forcierte Abkürzung zum Sozialismus 
den Armen dieser Welt mehr genützt oder geschadet hat. Ob die 
Errungenschaften der bürgerlichen Revolution zugunsten der pro-
letarischen ausser Kraft gesetzt werden durften. Und ob man mit 
Unrecht im Kleinen nicht doch auch die grosse Sache beschädigt, zu 
der man unterwegs zu sein glaubt. 
Insofern ist es schön, dass heute selbst die Zauneidechse auf Rechte ge-
mäss § 44 BNatSchG pochen kann. Noch schöner wäre allerdings, wenn 
es auch zugunsten der Menschen ein solches Gesetz gäbe. Eins, das vor 
Gewalt, Ausbeutung und der Zerstörung der Lebensgrundlagen schützt. 
Was ja auch die ursprüngliche Idee Lenins gewesen sein dürfte. 
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VPOD  |  Gewerkschaftsnachrichten�

Die Schweiz ist fast das einzige Land in Europa mit steigender Er-
werbslosigkeit. In Deutschland liegt die vergleichbare Quote mittler-
weile bei 4,2 Prozent. Die Gewerkschaften erwarten Gegensteuer: Die 
SNB muss die Frankenüberbewertung aktiv bekämpfen, die Arbeits-
vermittlung muss gestärkt und der Sparwahn beendet werden. | slt

Das Volk wählt zu rechts
Aus dem Wahlforschungsprojekt Selects resultieren interessante Be-
obachtungen zu den Eidgenössischen Wahlen 2015. Die Wählerin-
nen und Wähler der bürgerlichen und der sogenannten Mitte-Parteien 
sind deutlich linker als deren Kandidierende (während etwa bei SP 
und Grünen die Positionierung übereinstimmt). Am auffälligsten ist 
die Abweichung laut Selects-Studie bei den Grünliberalen: Die Kan-
didatinnen und Kandidaten verorten sich mittig, diejenigen, die sie 
wählen, stehen klar links der Mitte. Auch bei SVP, FDP und BDP gibt 
es derartige Differenzen, so beim Rentenalter. Die jeweiligen Kan-
didierenden wollen es erhöhen, die Wählenden nicht. Mit anderen 
Worten: Das Volk hat ein für seinen eigenen Geschmack deutlich zu 
rechtes Parlament bestellt. | slt (Foto: spacejunkie/photocase.de)

Strommarktöffnung vertagt
Der Bundesrat hat die volle Strommarktöffnung verschoben. Für den 
VPOD ist das eine gute Nachricht. Er ist seit je gegen die Totallibera-
lisierung, nicht nur wegen der Gefahr für die Arbeitsbedingungen, 
sondern auch, weil dann ökologische Aspekte zu wenig Gewicht er-
halten. Auch aus wirtschaftspolitischen Überlegungen bleibt die Re-
ferendumsdrohung im Raum: Die Freigabe von Netzwerkindustrien 
führt regelmässig zu einer Vernachlässigung der Infrastruktur und 
zu komplizierter Wettbewerbshüte-Bürokratie. | vpod (Foto: 3format/
photocase.de)

Wiedergutmachung: Rückzug der Initiative denkbar
Das Komitee der Wiedergutmachungsinitiative begrüsst den Ent-
scheid des Nationalrats zugunsten einer umfassenden Aufarbeitung 
der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen bis 1981. Es geht dabei um 
das Verdingkinderwesen, aber auch um die zwangsweise Versorgung 
in Anstalten, um Zwangsadoption, Zwangssterilisation und Zwangs-
abtreibung. Die vom Nationalrat verabschiedete Vorlage erfüllt die 
massgeblichen Punkte der Initiative, rechnet indes mit einer gerin-
geren Zahl von noch lebenden Opfern; bei beiden Vorschlägen sind 
im Schnitt 25 000 Franken pro Person vorgesehen. Das Komitee lässt 
durchblicken, dass bei einer Annahme der Vorlage auch im Ständerat 
ein Rückzug der Initiative denkbar ist. Vorteil: Das Gesetz lässt sich 
schneller umsetzen, und es sieht auch die wissenschaftliche Aufarbei-
tung des Behördenunrechts vor. Dem VPOD ist auch dies ein starkes 
Anliegen. | slt

BSI: Angestellte zahlen Zeche
Der Schweizerische Bankpersonalverband SBPV verurteilt das gra-
vierende Fehlverhalten der Führungsriege der BSI, jener Tessiner 
Bank, die von der Finanzmarktaufsicht Finma geschlossen wurde. 
«Die Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen werden – 
aber nur diese», schreibt der SBPV. Die Bankangestellten seien der-
weil zu schützen, weil sie im Auftrag gehandelt hätten. Im Schweizer 
Arbeitsrecht sind die Beschäftigten verpflichtet, die vom Arbeitgeber 
ausgegebenen Weisungen zu befolgen. Da es zudem keinen echten 
Kündigungsschutz gibt, dürfen die BSI-Angestellten für die verfehlte 
Politik ihres Arbeitgebers nicht verantwortlich gemacht werden. | sbpv

Arbeitszeit: Immer mehr
Die Erwerbstätigen in der Schweiz haben im Jahr 2015 ingesamt 7,889 
Milliarden Arbeitsstunden geleistet – das entspricht einer Zunahme 
um 2,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Zugenommen haben sowohl 
die Anzahl der Beschäftigten als auch die tatsächliche Jahresarbeits-
zeit pro Arbeitsstelle. | bfs/slt

Protest gegen Fachstellen-Aus
Mit einem offenen Brief protestieren Fach- und Beratungsstellen ge-
gen einen Kürzungsentscheid des Bundesrats: Die Finanzhilfen nach 
Artikel 15 des Gleichstellungsgesetzes sollen nach dem Willen des 
Bundesrats auslaufen und 2019 ganz wegfallen. Von dieser Änderung 
betroffen sind elf regionale Beratungsstellen in allen Landesteilen. 
Der VPOD hat sich dem Protest angeschlossen: Er ist empört über 
den Entscheid als solchen, aber auch über dessen kurze Frist. | vpod

Erwerbslosigkeit: Alarmierende Zunahme
Die Erwerbslosigkeit in der Schweiz ist im ersten Quartal 2016 auf 
einen traurigen historischen Höchststand von 5,1 Prozent geklettert. 

Verlorene Orientierung: Volk wählt zu rechts. 

Verschobene Öffnung: Strom bleibt reguliert.
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Politik  |  VPOD

Wer melkt eigentlich wen ?
Aufatmen bei den Service-public-Gewerkschaften: Die gefährliche Volksinitiative «Pro Service public» ist abgelehnt

Die verführerische Initiative «Pro Service public» ist weit deutlicher abgelehnt worden, als aufgrund der Umfragen 
zu erwarten war. Das freut die Gewerkschaften. Denn paradoxerweise stärkt dieses Nein den Service public in der 
Schweiz. Weitere Privatisierungen kommen danach nicht in Frage.  | Text: VPOD (Foto: cwalter/photocase.de)

Der Vorgang ist bekannt: dass Volksiniti-
ativen in frühen Umfragen hohe Zustim-
mungswerte aufweisen, die dann im Lauf 
der Zeit zusammenbrechen. So deutlich wie 
bei der Initiative «Pro Service public» lässt 
sich das Phänomen aber selten beobachten. 
Der VPOD ist – wie die anderen Service-pu-
blic-Gewerkschaften – erleichtert über das 
doch sehr klare Nein zur irreführenden Vor-
lage. Paradoxerweise stärkt ebendieses Nein 
den Service public, weil die von der Initiative 
beanstandeten (aber nicht sinnvoll gelösten) 
Punkte breit diskutiert wurden. 

Emotionale Debatte
Die emotional geführte Debatte zeigt, wie 
sehr die öffentlichen Dienste den Menschen 
in diesem Land am Herzen liegen. Auch der 
SGB analyisert, dass die Bevölkerung beim 
Service public keine Verschlechterungen 
will: Die Diskussion und der lange anhalten-
de Zuspruch zur Initiative zeigten die weit 
verbreitete Verärgerung über den Abbau von 
Diensten. Der VPOD hält fest: Eine weitere 

Die Milchkuh-Initiative ist vom Tisch, die Hornkuh-Initiative kann kommen ...  
Aus gewerkschaftlicher Sicht wichtiger: AHV-plus und das Unternehmensteuerreform-III-Referendum.

Liberalisierung des Service public kommt 
nach diesem Urnengang weniger denn je in 
Frage. Das Volk will weiterhin starke Diens-
te in und aus öffentlicher Hand. Dagegen, 
dass die Managerlöhne bei SBB, Post und 
Swisscom jetzt auf den Prüfstand kommen, 
ist nichts einzuwenden (auch wenn die ganz 
grossen Abzocker woanders sitzen). 
Mischrechnungen stehen hinter dem Ser-
vice public; Quersubventionierung ist quasi 
seine DNA. Die Gewerkschaften haben stets 
festgehalten, dass ein «Gewinnverbot» für 
öffentliche Betriebe unsinnig ist, solange le-
diglich von Überschüssen die Rede ist, die 
reinvestiert werden. Anders, wenn Geld aus 
öffentlichen Kassen als Gewinn in privaten 
Portemonnaies verschwindet. Das passiert 
aktuell vor allem im Gesundheitswesen, wo 
die Privatisierung munter fortschreitet. Hier 
braucht es dringend Gegensteuer. Sonst ge-
schieht, was auch bei einem Ja zur Initiative 
passiert wäre: Die Dienste werden aufgeteilt, 
und die gewinnbringenden Teile werden pri-
vatisiert. Dann kann man sich mit Fug und 

Recht die Frage stellen, wer hier eigentlich 
wen melkt... Oder andersherum: Wie wollte 
ein privater Betreiber jemals eine Investition 
wie den Gotthard-Basistunnel amortisieren? 
Ein weiteres zeigen Abstimmungskampf 
und -ergebnis: Die rein kundenorientierte 
Sichtweise auf den Service public ist nicht 
ausreichend. Es arbeiten dort Menschen, 
und auch deren Bedingungen haben sehr 
direkte Auswirkungen auf die Qualität.

Die Kuh ist vom Eis
Die Ablehnung der sogenannten Milchkuh-
initiative lässt gleichfalls aufatmen. Zustim-
mung hätte ein weiteres Loch in die Kasse 
gerissen. Die Bevölkerung zeigt mit diesem 
Entscheid auch, dass sie den Service public 
umfassend versteht. Denn die Annahme der 
Initiative hätte zu einem sofortigen radikalen 
Spar- und Abbauprogramm in der Bundes-
verwaltung geführt, so der SGB. 
Das Resultat zum bedingungslosen Grund-
einkommen ist vor allem eines: Einladung 
zur weiteren Debatte über den Wert und die 
Zukunft der Arbeit. Der Ja-Anteil von über 
20 Prozent und die Debatte belegen die weit 
verbreitete Sorge über zunehmende Erwerbs-
losigkeit als Folge neuer Technologien.  
Der VPOD begrüsst ausserdem die Zustim-
mung zur Asylgesetzrevision, auch weil 
das Resultat für die Politik der SVP einen 
weiteren Rückschlag darstellt. Auch die Mi-
grationskommission des VPOD hatte die 
Vorlage, wenn auch mit Bauchschmerzen, 
unterstützt. Die kostenlose Rechtsvertretung 
für Flüchtlinge ist gewiss ein Schritt in die 
richtige Richtung; entscheidend aber wird 
die Umsetzung des Gesetzes sein.
Abstimmungsniederlagen gab es auf kan-
tonaler Ebene: Der VPOD Tessin unterlag 
mit seiner Initiative zur Stärkung der Scuola 
media, und in Basel wurde gegen den Willen 
des VPOD ein neues BVB-Organisationsge-
setz verabschiedet, das die Rechte des Gros-
sen Rats beschneidet und einen Demokratie-
abbau bringt. 
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VPOD  |  Verkehr 

Die Schweiz ist kein Meer
Die Eröffnung des Gotthard-Basistunnels aus gewerkschaftlicher Sicht

Die Eröffnung des neuen Gotthard-Tunnels ist auch für die Gewerkschaften Grund zur Freude. Aber nicht nur:  
Der SEV warnt, zusammen mit den Kolleginnen und Kollegen aus anderen Ländern, vor Lohn-, Sozial- und  
Sicherheitsdumping. | Text: Christoph Schlatter (Foto: SEV)

 
Der neue Eisenbahntunnel zwischen Erstfeld und Biasca ist nicht nur 
der längste der Welt. Sondern auch derjenige, über dem am meisten 
Berg liegt (bis zu 2300 Meter in der Höhe). Auch die Gewerkschaften 
feiern die Eröffnung, denn es waren Arbeiter, die den Tunnel gebaut 
haben (neun von ihnen sind dabei ums Leben gekommen). Und es 
werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sein, welche Züge 
durch den Tunnel fahren. Bei diesem Punkt haken die europäischen 
Verkehrsgewerkschaften ein. «Die Schweiz wird kleiner, und das hat 
Nebenwirkungen für das Personal», stellt SEV-Präsident Giorgio Tuti 
fest. Denn spätestens nach Fertigstellung des Ceneri-Tunnels lässt 
sich die Schweiz so geschwind durchsausen, dass der Lokomotivfüh-
rer keinen Fuss mehr auf Schweizer Boden setzen muss. 

Heuern, feuern, ausbeuten?
«Wir wollen keine Verhältnisse, wie sie auf der Strasse herrschen», 
sagt Alexander Kirchner, Vorsitzender der deutschen Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft EVG. Bei Fernbussen und Lastwagen sei es 
mittlerweile üblich, dass Fahrer aus aller Welt herbeigekarrt werden, 
die auf Rastplätzen hausen und zu Billigstlöhnen arbeiten müssen. 
«Wie ein Krebsgeschwür» frisst sich diese Dumpingpolitik auch in 
den Eisenbahnsektor. 
Während der Personenverkehr noch recht gut geschützt ist, hat die 
Liberalisierung den Güterverkehr voll erfasst. In Deutschland haben 
die Privaten dort bereits 40 Prozent Marktanteil. Und 30 Prozent ih-
rer Arbeit wird durch Leiharbeiter geleistet. So geraten die Arbeits-
bedingungen flächendeckend ins Rutschen. Wohin das führt, kann 
man, wie erwähnt, bei den Lastwagenfahrern studieren. Oder bei der 
Hochseeschifffahrt, wo die Reedereien sich mit einer Niederlassung 

in Liberia oder Antigua das «Recht» sichern, ihre Seeleute sozialver-
sicherungsfrei zu heuern und in beliebigem Hafen wieder zu feuern. 
Ganz gemein. Und ganz legal. Aber die Schweiz ist kein Meer. 
Ihren Willen, solche Zustände von der Bahn abzuwenden, demonst-
rierten die Gewerkschaften mit der symbolischen Blockade von Loks 
in Muttenz und in Chiasso. Ziel: den Grundsatz «Schweizer Löhne 
auf Schweizer Schienen» durchsetzen. Im grenzüberschreitenden 
Verkehr hilft dabei ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts. Im 
länderquerenden Verkehr gibt es noch Lücken: Das Landverkehrsab-
kommen mit der EU gewährt all jenen Unternehmen Netzzugang, 
die Branchenüblichkeit im eigenen Land belegen. Giorgio Tuti will, 
dass das Entsendegesetz, das etwa Handwerker auf Auslandmontage 
schützt, auch für mobile Arbeitsplätze gilt. «Es sollen mindestens je-
ne Löhne gelten, die am Ort der erbrachten Leistung branchenüblich 
sind.» Auch im Gotthardtunnel. 

Trümpfe nicht aus der Hand geben
Guy Greivelding, Präsident der Sektion Eisenbahn bei der Europäi-
schen Transportarbeiterföderation ETF, kämpft seit 25 Jahren gegen 
die Liberalisierung des Eisenbahnwesens. Er argumentiert mit den 
zwei grossen Trümpfen, welche die Schiene gegenüber anderen Ver-
kehrsträgern ausspielen kann: der Sicherheit und der Nachhaltigkeit. 
Arbeits- und Ruhezeitregeln etwa sind keine Schikane, sondern die 
Voraussetzung für die noch immer vergleichsweise gute Unfallbilanz 
bei der Bahn – sofern sie denn kontrolliert werden. Und ein gut funkti-
onierender Bahnverkehr ist auch ein Beitrag an den Klimaschutz. Mit 
einer Bürgerinitiative namens «Fair Transport Europe» will die ETF 
dem Anliegen auf europäischer Ebene zum Durchbruch verhelfen. 
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Altersvorsorge  |  VPOD

Die Broschüre «Wenn Babyboom und Pillenknick in Rente gehen»,  
welche die Artikel dieser nächstens zu Ende gehenden Altersvorsorge-Se-
rie zusammenfasst, ist beim VPOD-Zentralsekretariat kostenlos erhältlich:  
tanja.lantz@vpod-ssp.ch. 

Die Privatassekuranz ist im BVG-Geschäft ein mächtiger Player. 
Wenn nötig, weiss sie ihre Interessen wahrzunehmen, denn sie hat 
in Bundesbern eine starke Lobby. Warum bloss hört man in Bezug 
auf das Projekt «Altersvorsorge 2020» nichts von ihr? Die Antwort 
ist schnell gefunden: Die Privatassekuranz ist hoch zufrieden mit 
der bisherigen Arbeit des Bundesamts für Sozialversicherungen und 
von Bundes- und Ständerat … Der Mindestumwandlungssatz soll ge-
senkt werden (was versicherungsmathematisch richtig ist, aber ohne 
Kompensation tiefere Renten bewirkt). Gleichzeitig bleibt die soge-
nannte Legal quote – die Gewinnbeteiligung der Unternehmen der 
Privatassekuranz – unangetastet. 

Jahr für Jahr Gewinne
Es läuft wie geschmiert. Die schonende Behandlung der Privatasse-
kuranz ist ein eigentlicher Skandal: Allianz, Axa, Basler, Mobiliar, 
Helvetia, Swiss Life, Zurich und weitere verdienen heute im BVG-
Geschäft immer noch und trotz Tiefst- und Negativzinsen und stei-
gender Lebenserwartung eine schöne Stange Geld. Trotz versiche-
rungsmathematisch zu hohem Mindestumwandlungssatz und trotz 
geringer Kapitalerträge schreiben sie Jahr für Jahr satte Gewinne. 
Im Durchschnitt der letzten 10 Jahre sind es rund 500 Millionen 
Franken pro Jahr. Offenbar gelingt es ihnen, mit überhöhten Ver-
waltungskosten und zu hohen Risikobeiträgen nicht nur den an sich 
überhöhten Mindestumwandlungssatz zu kompensieren, sondern 
zusätzlich auch noch Gewinne zu erzielen.
Und jetzt wird ihnen mit der Vorlage zur Altersvorsorge noch der 
rote Teppich ausgerollt. Der Sicherheitsfonds Sifo finanziert ihnen 
die Senkung des Mindestumwandlungssatzes. Also wir alle. Und 
bei der Legal quote passiert gar nichts: Die Privatassekuranz behält 
weiterhin 10 Prozent des Umsatzes statt 10 Prozent des anfallenden 
Gewinnes, wie es die ursprüngliche Meinung des Parlamentes ein-
mal gewesen war!
Übrigens haben die Unternehmen der Privatassekuranz für den Fall, 
dass die Senkung des Mindestumwandlungssatzes nicht oder noch 
nicht kommt, Rückstellungen gebildet. Diese Rückstellungen werden 
sie nach Einführung der Altersvorsorgereform 2020 und nach Sen-
kung des Mindestumwandlungssatzes auflösen – und als Zusatzge-
winne an die Aktionärinnen und Aktionäre verteilen können.

Hypothek für die zweite Säule
Seit Jahren sind die Versicherten sowohl in den Sammeleinrichtun-
gen der Privatassekuranz wie auch in den autonomen Vorsorgeein-
richtungen mit Leistungsabbau oder mit Mehrkosten konfrontiert. 
Nur die Gewinne der Privatassekuranz bleiben – abgesehen vom 
Ausnahmejahr 2008 – konstant hoch. Damit wird aber die Privat-
assekuranz zur Hypothek für die zweite Säule!

Der VPOD erklärt die Altersvorsorge – Teil 9: Legal quote bleibt unangetastet

Privatassekuranz gewinnt immer
Bund und Räte entpuppen sich bei der Reform der Altersvorsorge als willfährige Helfer der Privatversicherungen. 
Deren Privilegien, die weiterhin satte Gewinne ermöglichen, bleiben unangetastet. | Text: Jorge Serra, 
VPOD-Zentralsekretär (Foto: olly/fotolia.de)

«Liebe Mobiliar, wie kommt es, dass Sie immer Gewinn machen – selbst bei  
Negativzinsen und einem zu hohen Mindestumwandlungssatz…?»  

Die Privatversicherungen werden bei der Reform der Altersvorsorge  
mit Samthandschuhen angefasst. 

Die Gewerkschaft im Service public

Wenn Babyboom 
und Pillenknick in 
Rente gehen...

Weshalb die AHV vorübergehend rote Zahlen schreibt | Weshalb die 

Umwandlungssätze der Pensionskassen sinken | Weshalb Sie in einer 

autonomen Pensionskasse viel besser fahren als bei einer Sammelstiftung 

einer Versicherungsgesellschaft

©olly/fotolia.de

Die Gewerkschaft im Service public
www.vpod.ch
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Weibliches Wirtschaftswachstum
Eine neue Studie belegt die belebende ökonomische Wirkung von Investitionen in Care-Arbeit

Die gängige neoliberale Antwort auf Wirtschaftskrisen und Arbeitslosigkeit sind Steuersenkungen. Es gibt  
bessere Wege, Stellen zu schaffen: Investitionen in den Care-Bereich. Das belegt eine internationale Studie.   
| Text: Regula Bühlmann, SGB-Sekretärin (Foto: MMchen/photocase.de)

Steuersenkungen führen bei der öffentlichen 
Hand zu Mindereinnahmen. Auf solche re-
agiert sie mit Sparmassnahmen. Diese füh-
ren zu Stellenabbau. Ob dieser Abbau kom-
pensiert wird, weil die Privaten wegen der 
Steuersenkungen mehr Geld ausgeben, ist 
äusserst fraglich. Eine neue Analyse, die der 
Internationale Gewerkschaftsbund IGB in 
Australien, Dänemark, Deutschland, Italien, 
Japan, Grossbritannien und den USA durch-
geführt hat, kommt zum Schluss, dass es weit 
bessere Wege aus der Krise gibt. 

Spirale nach oben
Anhand von Modellrechnungen zeigt die Stu-
die, dass Investitionen in die Care-Ökonomie, 
also in die Versorgung und Betreuung von 
Kindern sowie von pflegebedürftigen Erwach-
senen, das wirkungsvollste Instrument sind, 

um Arbeitsplätze zu schaffen. Wenn in den 
sieben untersuchten OECD-Ländern 2 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts in den Care-
Sektor investiert würden, hätte dies neben 
neuen Arbeitsplätzen im Care-Bereich selbst 
auch einen Stellenanstieg bei den Zulieferern 
sowie – aufgrund höherer Haushaltseinkom-
men – in weiteren Sektoren zur Folge. Die 
Untersuchung veranschlagt das daraus resul-
tierende Beschäftigungswachstum mit 2,4 bis 
6,1 Prozent – es ist sogar höher als bei Investi-
tionen derselben Höhe in den Bausektor, die 
lediglich ein Stellenwachstum zwischen 1,6 
und 3,8 Prozent bewirken. 
Investitionen in den Care-Sektor fördern 
ausserdem die Erwerbsintegration von Frau-
en und verkleinern somit die Geschlechter-
schere: Erstens arbeiten Frauen häufiger als 
Männer im Care-Bereich. Und zweitens gibt 

Blühende Landschaften: Die Investition in «weibliche» Branchen erzeugt 
wie von Zauberhand Wachstum auch in anderen Wirtschaftszweigen. 

die Entlastung von Care-Aufgaben Personen 
mit Betreuungspflichten – zumeist Frauen 
– die Möglichkeit, eine Erwerbsarbeit aufzu-
nehmen oder ihr Erwerbspensum aufzusto-
cken. Am Ende profitieren von den positiven 
Effekten jedoch alle Arbeitnehmenden: Auch 
in eher männerdominierten Branchen wie 
dem Bau käme es zu einem Stellenausbau; 
schliesslich müsste die nötige Infrastruktur 
bereitgestellt werden. Die Untersuchung 
kommt zum Schluss, dass mit entsprechen-
den Investitionen ein Beschäftigungsanstieg 
von 3,3 bis 8,2 Prozent bei den Frauen und 
von immerhin 1,4 bis 4 Prozent bei den Män-
nern möglich ist. 
Die IGB-Analyse liefert sehr gute Gründe da-
für, in den Care-Bereich zu investieren – an-
statt die Steuern noch mehr zu senken und 
zu hoffen, dass das Geld dann schon wieder 
irgendwie in den Wirtschaftskreislauf zu-
rückfliesst. Investitionen in den Care-Bereich 
zahlen sich aber auch anderweitig aus. Bereits 
heute gibt es grosse Lücken in der Betreuung 
von pflegebedürftigen und älteren Menschen, 
die zunehmend durch schlecht bezahlte Care-
Migrantinnen gefüllt werden. Massnahmen 
dagegen sind Pflicht, wenn der «triste Lebens-
abend» und die Pflege unter prekären Arbeits-
bedingungen nicht zu einem Markenzeichen 
der Moderne werden sollen. 

Plausible Antwort
Gleichzeitig herrscht ein Fachkräftemangel, 
der auch damit zu tun hat, dass die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf in der Schweiz für 
die meisten Eltern ein teurer Spiessrutenlauf 
ist. Von Investitionen in eine qualitativ hoch-
stehende, ausreichende und für alle bezahl-
bare Betreuung und Pflege von Erwachsenen 
und Kindern würden letztendlich Wirtschaft 
und Familien profitieren. Eine Care-Offensive 
wäre also eine plausible Antwort auf Arbeits-
losigkeit, auf die Lücken in der Betreuung 
pflegebedürftiger Menschen, auf die Verein-
barkeitsprobleme sowie auf den Fachkräfte-
mangel. Man muss es nur noch tun. 

VPOD  |  Care-Arbeit
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100 Jahre ATB  |  VPOD

keit in den zahlreichen Disziplinen des Einrad- und des Kunstrad-
fahrens. Auch mehrere Ballsportarten werden gepflegt: neben dem 
klassischen Radball etwa auch das immer beliebter werdende Einrad-
Hockey – eine Art Polo für Proletarier. Sportlerinnen und Sportler 
des ATB erringen immer wieder Schweizer Meistertitel und sogar 
WM-Medaillen. 
www.a-t-b.ch

Als sich 1896 in Zürich der erste Arbeiter-Radfahrer-Verein bildete, 
war das Velo gerade dabei, zum unentbehrlichen Fortbewegungs-
mittel im Alltag der Industriearbeiter zu werden. In allen grösseren 
Ortschaften schossen Arbeiter-Radfahrervereine aus dem Boden. 
1916 beschlossen in Thalwil die Delegierten von 40 Vereinen, einen 
«Arbeiter-Radfahrer-Bund der Schweiz» zu gründen, dem sie den 
Namen «Solidarität» gaben. Ende der 1920er-Jahre stiessen Motor-
fahrersektionen dazu, so dass man den Verband 1930 in Arbeiter-
Touring-Bund (ATB) umbenannte.

Gegen «Kanonenzüchterei»
In den Tätigkeitsprogrammen der Arbeiterradfahrer dominierten 
am Anfang gemeinsame Ausfahrten, oft verbunden mit dem Besuch 
befreundeter Sektionen. An den Bundes- und Bezirksfesten wurde 
die Beherrschung des Rades demonstriert, zunächst mit gewöhn-
lichen Strassenvelos auf Kiesplätzen oder auf dem Rasen. Aus dem 
Reigenfahren entwickelten sich mit der Zeit die heutigen Hallenrad-
sportarten wie Kunstradfahren und Radball. Konsequent abgelehnt 
wurde bis 1960 dagegen der Rennsport, den man als bürgerliche 
«Kanonenzüchterei» taxierte. 
Arbeiter-Radfahrer waren in ihrem Selbstverständnis vorbildliche 
Verkehrsteilnehmer: Sie übten sich in diszipliniertem Gruppenfah-
ren auf der Strasse und bezeichneten sich oft als «rote Kavallerie». 
Als Meldefahrer erhielten sie zum Beispiel während des General-
streiks 1918 die Verbindung mit den Streikenden aufrecht, als die 
Behörden dem Oltner Komitee die Kommunikationsmittel kappten. 
Ab 1922 war für die Arbeiter-Radfahrer die gewerkschaftliche Or-
ganisation oder die Zugehörigkeit zu einer Linkspartei statutari-
sche Pflicht. Im Unterschied zu anderen Arbeiterorganisationen 
liess sich der ATB nie von den Sozialdemokraten gegen die Kom-
munisten vereinnahmen; es wurde strikte Parität zu beiden Arbei-
terparteien gepflegt. 

Soziale Umschichtung
Seinen Höhepunkt hatte der ATB Anfang der 1950er Jahre mit an-
nähernd 35 000 Mitgliedern in 350 Sektionen. Trotz gut ausgebau-
ten Mitgliederleistungen wurde es in den 1960er Jahren schwieriger, 
den Mitgliederstand zu halten. In der Arbeitnehmerschaft vollzogen 
sich soziale Umschichtungen mit negativen Auswirkungen auf das 
Klassenbewusstsein. Dem ATB wurde von der gewerkschaftlichen 
wie der politischen Arbeiterbewegung nie die durchgängige Aner-
kennung als deren Verkehrsverband zuteil. Anderseits liess der ATB 
1960 den gewerkschaftlichen Organisationszwang fallen, wenn er 
auch von einzelnen Sektionen weiter praktiziert wurde.
Heute dominiert beim ATB als Verband für Sport, Freizeit und Ver-
kehr mit seinen verbliebenen 65 Sektionen eindeutig die Sporttätig-

100 Jahre ATB Schweiz: Vom Radfahrer-Bund «Solidarität» zum Sportclub mit WM-Ambitionen

Wenn die roten Räder tanzen
Vor 100 Jahren wurde er als Arbeiter-Radfahrer-Bund gegründet: der heutige ATB – Verband für Sport, Freizeit  
und Verkehr. Aus der «roten Kavallerie» wurde ein Sportclub, dessen Mitglieder an Hallenradveranstaltungen zur 
Spitze gehören. | Text: Peter Berger (Fotos: zVg)

In der 100-jährigen Geschichte des ATB verschob sich der  
Stellenwert von Politik, Geselligkeit und Sport:  

1.-Mai-Umzug Steffisburg und Szene eines Radballspiels.
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hebung des nach wie vor eklatanten Lohnunterschieds – unabhängig 
davon, ob diese Unterschiede erklärbar sind oder nicht (8,7 Prozent der 
Differenz der Durchschnittslöhne sind es nicht). | vpod

Bund: Schöne Worte …,
Bundesrat Ueli Maurer hat sich erstmals als Vorsteher des Eidgenös-
sischen Finanzdepartements mit den Spitzen der Personalverbände 
des Bundes getroffen. Bei der Ausarbeitung einer gemeinsamen Ab-
sichtserklärung für die Sozialpartnerschaft in der Legislaturperiode 
2016–2019 ist es den Gewerkschaften gelungen, eine Aussage zur 
Lohnpolitik zu verankern: «Im Budgetentwurf wird jeweils ein prozen-
tualer Anteil für Lohnmassnahmen definiert, damit Spielraum für die 
Verhandlungen der Sozialpartner besteht.» Dieser Satz schafft immer-
hin die theoretischen Voraussetzungen für echte Lohnverhandlungen 
im Herbst ... | vpod

… demoralisierende Taten
... die allerdings nur einen Tag nach diesem Gespräch wieder zunichte 
gemacht wurden: Der Bundesrat hält zur Empörung des VPOD und 
der Verhandlungsgemeinschaft Bundespersonal nicht nur an sämtli-
chen Sparmassnahmen des Stabilisierungsprogramms fest, sondern 
schliesst bereits jetzt eine allgemeine Lohnerhöhung für das kommen-
de Jahr aus. Was zum zweiten Mal in Folge geschieht und was für das 
Personal angesichts von Milliardenüberschüssen frustrierend ist. | vgb

Baselland: Zitrone wird ausgepresst 
Der basellandschaftliche Regierungsrat brüstet sich damit, dass er im 
Zuge seiner «Finanzstrategie 2016–2019» bereits 11,1 Millionen Fran-
ken gespart habe. In Wirklichkeit hat er nur die bestehende Arbeit auf 
weniger Schultern verteilt. Die Zitrone wird weiter ausgepresst: 24 
Vollzeitstellen weniger 2016, 58 weniger 2017 – und 2018 und 2019 
wird es noch schlimmer kommen. Dieser Abbau wirkt sich schon 
heute desaströs auf die Arbeitsbedingungen aus. Der Trend zum Ab-
sprung wird sich noch verstärken. Die ganze Übung als «Strategie» zu 
bezeichnen, ist in den Augen des VPOD und aus Sicht aller Beschäf-
tigten eine Unverschämtheit. | vpod

Zürich: Es braucht Lohnkontrollen
Die von Regierungsrätin Jacqueline Fehr präsentierte Studie über die 
Löhne der Zürcher Privatwirtschaft im Jahr 2014 zeigt deutlich, dass 
es zur Erreichung der Lohngleichheit zwischen Frauen und Männern 
endlich griffige Massnahmen – nämlich Lohnkontrollen – braucht, vor 
allem im Kanton Zürich. Männer verdienen im Kanton Zürich immer 
noch 19 Prozent mehr als Frauen. Zürich weist damit die höchste Lohn-
differenz aller Kantone auf. Der Durchschnitt für die ganze Schweiz 
liegt bei 15 Prozent. Die Studie zeigt zudem, dass die Lohnunterschiede 
im oberen und mittleren Kader besonders gross sind (28,4 Prozent).  
Und verheiratete Frauen verdienen sogar 34,3 Prozent weniger als 
verheiratete Männer. Der VPOD fordert griffige Massnahmen zur Be-

Koni hat zum Grillfest bei sich zu Hause eingeladen. Mario, der Wirt 
unsrer Feierabendbierkneipe ist da, mit ein paar Stammgästen im 
Schlepptau – er hat heute geschlossen. Einige von Konis Freunden 
und Nachbarn, die ich nicht kenne. Konis Frau Blanka, der ich soeben 
vorgestellt worden bin. Und natürlich Doris. Wenn das nur gut geht. 
Blanka ist gebürtige Ungarin, mit herzhaftem Lachen und kräftigem 
Händedruck und sieht neben der ans Magere grenzenden Doris aus 
wie eine Riesin.
Mario hat sich selbst zum Grillmeister ernannt, die Stammgäste schau-
en gebannt zu, vermutlich weil sie gewohnt sind, ihm bei der Arbeit 
zuzusehen. Koni ist in der Küche verschwunden, nachdem ihm Blanka 
kurz, aber bestimmt zugenickt hat. 
So sitzen wir drei Frauen mit einem Bier in der Hand beisammen. 
«Schön, dass ich euch endlich mal kennenlerne, Koni hat mir ja schon 
so viel von euch erzählt», sagt Blanka. Das überrumpelt mich ein we-
nig, denn uns erzählt Koni eigentlich nie von seiner Frau. Doris, das 
im Entstehen begriffene Schweigen zu überbrücken suchend, kramt in 
ihrer Tasche, «fast hätte ich es vergessen, das ist für dich, ein kleines 
Mitbringsel aus meinem Laden, für den Garten», sagt Doris. Es ist eine 
solarbetriebene Lampe in Form eines Leuchtturms. 
«Das wäre nicht nötig gewesen», sagt Blanka. «Ach, ist doch gern 
geschehen, nicht der Rede wert», sagt Doris. «Nein, im Ernst», sagt 
Blanka, «nicht nötig. Ich wüsste nämlich nicht, was ich damit anfangen 
sollte.» Stille. Um nicht laut loszulachen greife ich zur Bierflasche und 
verschlucke mich fast. «Das tut mir leid», presst Doris konsterniert zwi-
schen den Zähnen hervor. Ich versuche, mich zu beherrschen. 
«Das muss dir nicht leid tun», sagt Blanka, «es ist eine wirklich liebe 
Geste von dir, aber ich bin jetzt sechzig Jahre alt und habe beschlossen, 

mir nichts mehr schenken zu 
lassen, was mir nicht gefällt.» 
Weil, meint Blanka dann, in 
so einem Fall gebe es nur zwei 
Optionen: «Entweder du wirfst 
die Sachen in den Müll, was 
ich aus ökologischer Sicht be-
denklich finde, oder aber du 
schenkst sie weiter, was nicht 
nur aus moralischer Sicht be-
denklich ist, sondern auch 
falsch herauskommen kann.» 
Dann erzählt Blanka die Ge-
schichte von einem handbe-
malten Seidenschal, den sie 
von einer Freundin bekommen und daraufhin im Spital, wo sie arbei-
tet, einer Patientin geschenkt hatte, von wo aus er über mysteriöse Um-
wege zu Koni fand, der ihn ihr strahlend zum Geburtstag überreichte.
«Was war das für ein Schal?», fragt Doris. Blanka beschreibt ihn.  
«Ich muss mein Sortiment überdenken», sagt Doris und schluckt leer. 
«Alles in Ordnung bei euch?», fragt Koni, der, eine Salatschüssel in 
den Händen, auf die Terrasse getreten ist. «Ja, abgesehen davon, dass 
deiner Frau das Zeugs nicht gefällt, das ich in meinem Laden verkau-
fe», sagt Doris und zeigt auf die Leuchtturmlampe. «Ach, die bringe 
ich meiner Mutter vorbei», sagt Koni, «die freut sich bestimmt.» – 
«Das geht doch nicht», schnappt Blanka. – «Warum?», meint Koni, 
«den Schal, den ich dir zum Geburtstag geschenkt habe, den trägt sie 
sehr gern.»

Susi Stühlinger Mitbringsel

Susi Stühlinger ist Autorin, Schaffhauser
Kantonsrätin und Jusstudentin.
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Dossier: Der Fotograf Ernst Köhli (1913–1983) 

Fotograf seiner Klasse
Ernst Köhli dokumentierte in den 1940er und 1950er Jahren die arbeitende und die soziale Schweiz

Auf dem Titel und im Dossier bringt dieses VPOD-Magazin eine Auswahl von Fotos von Ernst Köhli (1913–1983). Eine 
Ausstellung mit Aufnahmen des wenig bekannten Fotografen ist soeben an der VPOD-Verbandskonferenz in Solo-
thurn erstmals gezeigt worden und wird bei weiteren Gelegenheiten im VPOD zu sehen sein. | Text: Christoph Schlatter

Der Zürcher Grafiker Raymond Naef ist es 
gewesen, der das Bildarchiv des vor über 30 
Jahren Verstorbenen vor dem Untergang ret-
tete: Ernst Köhli war ein Jasskollege seines 
Vaters gewesen ... Die Sichtung ergab, dass 
sich unter den Negativen spannende Bild-
reportagen aus dem Gewerkschaftsmilieu 
befinden. Der VPOD, aber auch der VHTL – 
mit welchem Köhli via seine Schwester Hedi, 
Ehefrau des VHTL- (und späteren SGB-)Prä-
sidenten Hermann Leuenberger, verbunden 
war – waren häufige Auftraggeber, wie die 
sorgfältig geführte Kartei nachweist. 
Ernst Köhli besuchte ab 1928 zuerst den 
Vorkurs, anschliessend dann beim berühm-
ten Hans Finsler die Fachklasse für Fotogra-
fie an der damaligen Kunstgewerbeschule 
Zürich. Im Gegensatz zu seinem berühmten 
Lehrer interessierte er sich in erster Linie für 
Menschen und ihre Lebens- und Arbeitswel-
ten. Für den VPOD reiste er beispielsweise 
1943 nach Lugano und 1949 nach Mont-
reux an den Kongress. Maikundgebungen 
und andere Manifestationen, auch Streiks, 
beschäftigten ihn. Die Fotoreportagen, die 
er später zunehmend auch im Auftrag von 
Firmen (z. B. Migros) anfertigte, haben nicht 
nur historischen Wert. Zumindest einzelne 
Aufnahmen sind zweifellos von künstleri-
schem Rang. 
Das frühe Wirken des Schweizerischen Ar-
beiterhilfswerks (SAH; 1936 gegründet) ist 
auf den Fotos von Ernst Köhli ebenfalls ver-
ewigt. Das Titelbild dieses Hefts, das obige 
Foto und die Fotos auf Seite 14 entstammen 
dem «Hollandkinder»-Zyklus. SEV, VHTL 
und das SAH organisierten 1945/46 dreimo-
natige Schweiz-Aufenthalte für niederländi-
sche Kinder. Diese sollten in hiesigen Pfle-
gefamilien nach den Entbehrungen und dem 
Leid des Krieges wieder zu Kräften kommen 
und der Zerstörung in ihrer Heimat für eine 
gewisse Zeit entrückt werden. Köhli fotogra-
fierte im Oktober 1945 die Ankunft des ers-
ten Transports von «Hollandkindern» in der 
kriegsverschonten Schweiz.

Reiseziel Winterthur: «Hollandmädchen», die 
1945 zur Erholung für drei Monate in die Schweiz 

kommen, fotografiert von Ernst Köhli. 

Ernst Köhli war Schüler in der ersten Zürcher 
Fotoklasse von Hans Finsler. Im Gegensatz zu seinem 
Lehrer fotografierte er vorwiegend Menschen. 
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VPOD-Kongress mitten im Krieg: Im Mai 
1943 waren 255 Männer und eine Frau zum 
Verbandstag delegiert, der «in der verschwen-
derisch schönen Bucht von Lugano, bei 
prachtvollem Wetter» über die Bühne ging, 
wie die Verbandszeitung berichtete. Die in-
haltliche Debatte wies – wenige Monate nach 
Stalingrad, als das Ende des Kriegs absehbar 
wurde – weit in die Zukunft. Man präsentier-
te «die Rechnung für die Nachkriegszeit». 
Und das bedeutete: Ausgleich des Kaufkraft-
verlusts! Schaffung einer Altersvorsorge! 
Und: Demokratisierung der Wirtschaft! 
Letzteres war ein Hauptanliegen von Hans 
Oprecht, dem geschäftsleitenden VPOD-
Sekretär, der den Verband erfolgreich durch 
schwierige Jahre lenkte. «Es wäre für die 
schweizerische Demokratie untragbar, dass 
die Arbeiterschaft in diesem Weltkrieg, wie 
im letzten schon, fast allein Opfer auf sich zu 
nehmen hätte, während andere Teile des Vol-
kes sich bereichern können», sagte Oprecht. 
«Die grossen Banken, die Versicherungsge-

sellschaften, die Schwerindustrie sind als 
Geldmächte für den Bestand unseres demo-
kratischen Staates die grösste Gefahr. Es sind 
darum all jene Kräfte der Wirtschaft, wenn 
nötig rücksichtlos, beiseitezustellen, die pri-
vater Gewinnsucht und privatem Machtstre-
ben dienen.» Die Prinzipien der politischen 
Demokratie seien auf die Wirtschaft zu über-
tragen. Und: «Aus diesem Krieg und aus der 
Not dieser Zeit muss das entstehen, was frü-
her unerreichbar schien: die Gemeinschaft 
des arbeitenden Volkes, die auf sozialistischer 
Grundlage Staat und Wirtschaft der neuen 
Schweiz aufbauen wird.»
Hans Oprecht spielte auch eine bedeuten-
de Rolle bei der «Willkommenskultur» des 
VPOD gegenüber den Verfolgten des Nazi-
regimes; er stand den Flüchtlingen mit Rat 
und Tat und – bei der Beschaffung von Päs-
sen – selbst mit illegalen Mitteln zur Seite, 
«fearless and selfless, always ready to help 
those in need», wie sich eine Zeitzeugin er-
innerte. Er verschaffte Auftritts- und (gut 

«Eine neue Schweiz bauen» – Reportagen für den VPOD
bezahlte) Publikationsmöglichkeiten: Bei der 
VPOD-Zeitung bekam man doppelt so viel 
Zeilenhonorar wie etwa beim Volksrecht. 
Eine Reportage Köhlis aus dem Bürgerheim 
Herisau (rechts) zeigt eine andere Seite der 
Schweiz der 1940er Jahre. Die Bilder wur-
den auch in der damaligen VPOD-Zeitung 
publiziert. Der Text zeigt wenig Sensibilität 
gegenüber der Problematik fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen. Im Bürgerheim, so 
hiess es, würden «im Allgemeinen diejenigen 
Menschen untergebracht, die sich im Leben 
nicht mehr behaupten können oder die sei-
nen Anforderungen nie gewachsen waren, … 
die Alten und Altersschwachen, dann die Ge-
brechlichen: Taubstumme, Schwerhörige, Ge-
lähmte, Krüppel; die Debilen und Schwach-
sinnigen und schliesslich auch solche, die 
man aufgrund ihres liederlichen Lebenswan-
dels im Alter hier unterbringen musste». Die 
Bilder zeigen vorwiegend alte Menschen, die 
in Haus- und Feldwirtschaft dem Personal 
zur Hand gehen (müssen). | slt

1. Mai 1943 in Zürich: Hans Oprecht, geschäftsleitender VPOD-Sekretär, spricht auf dem Zürcher Münsterhof.

Wenige Tage später, beim VPOD-Verbandstag 1943  
in Lugano: Drückende Hitze im Lokal …

 ... und Lina Kull, die einzige weibliche Delegierte. 

Dossier: Der Fotograf Ernst Köhli (1913–1983)
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«Eine neue Schweiz bauen» – Reportagen für den VPOD

Die zumeist betagten Heimbewohnerinnen und -bewohner gehen dem Personal in der Wäscherei, …

«Diejenigen, die sich im Leben nicht mehr behaupten können»: 
Reportage aus dem Bürgerheim Herisau, 1946. 

… bei der Betreuung…

… und in der Küche zur Hand.

Dossier: Der Fotograf Ernst Köhli (1913–1983) 
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Das Schweizerische Arbeiterhilfswerk (SAH) 
wurde 1936 von der SP und dem SGB ge-
gründet und betätigte sich unter seiner ers-
ten Direktorin (Regina Kägi-Fuchsmann; bis 
1951) zunächst in der Flüchtlingshilfe. Be-
reits ab 1944 wurden Wiederaufbauprojekte 
im Ausland geplant. Eines davon, in Zusam-
menarbeit mit der «Schweizer Spende»: der 
Bau und die Einrichtung eines «Centre so-
cial» in der völlig zerstörten Stadt Saint-Lô 
in der Normandie. In dem neu erstellten Ba-
rackendorf entstanden ein Säuglingsheim, 
eine Kindertagesstätte, eine Bibliothek und 
weitere kulturelle und sanitäre Einrichtun-
gen. In der Nähstube sollten die Frauen 
von Saint-Lô das Anfertigen und Abändern 
von Kleidern lernen. Hier wie andernorts 
kämpfte man mit technischen und auch mit 
menschlichen Unzulänglichkeiten. Die Näh-
maschinen waren dauernd kaputt, Ersatztei-

le kaum erhältlich. Auch kulturelle Differen-
zen gaben Anlass zu Auseinandersetzungen. 
Und hinter den Kulissen kamen bereits vor 
der Übergabe an die französischen Behörden 
im Jahr 1947 Zweifel am proletarischen Cha-
rakter der Einrichtung auf.
Ein anderes Projekt, welches vom SAH direkt 
nach dem Krieg und in Zusammenarbeit mit 
den Gewerkschaften SEV und VHTL gestar-
tet wurde, war die Freiplatzaktion für Kinder 
aus den Niederlanden. Die «Hollandkinder» 
sollten nach den Jahren der kriegsbedingten 
Entbehrung, des Hungers, des Leids und 
der Zerstörung in ihrer Heimat drei unbe-
schwerte Monate bei Gewerkschaftsfamilien 
in der kriegsverschonten Schweiz verbrin-
gen. Die Fotos von Ernst Köhli spiegeln das 
Doppelgesicht dieser Hilfe: grossherziges 
Handeln der Beteiligten auf der einen Seite, 
aber auf der anderen dann doch recht we-

Die Hilfe der Kriegsverschonten – Reportagen für das SAH

Neugier und Skepsis:  
Die «Hollandkinder» kommen in die Schweiz.

nig Gespür für Hintergrund, Schicksal und 
Situation der Gäste. Auch die Berichte über 
die Besuche in den Schweizer Gastfamilien 
(zu finden im Schweizerischen Sozialarchiv, 
wohin auch das Fotoarchiv Köhli kommen 
wird) deuten in diese Richtung. Sie zeigen, 
dass nicht überall die erwartete Dankbar-
keit sofort eintrat. Heimweh äusserte sich in 
Bettnässen, die erlittene deutsche Besatzung 
in der Weigerung, die deutsche Sprache zu 
lernen … Und: «Bei allen Pflegeeltern kommt 
derselbe Spruch: furchtbar laut, keine Aus-
dauer beim Spielen und sehr neugierig und 
wissensdurstig.» Fast alles hänge davon ab, 
wie die Pflegeeltern ihre Rolle wahrnehmen: 
«Die einen haben sich vorher auf das Kind 
eingestellt, und die anderen wollen umerzie-
hen und quälen sich ab.» Die Köhli-Fotos zei-
gen die Ankunft des ersten «Hollandkinder»-
Transports in der Schweiz. | slt

Dossier: Der Fotograf Ernst Köhli (1913–1983)
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Die Hilfe der Kriegsverschonten – Reportagen für das SAH

Dossier: Der Fotograf Ernst Köhli (1913–1983)

… und Reigentänze.

In der völlig zerstörten Stadt Saint-Lô errichtete das 
Arbeiterhilfswerk 1946/47 ein «Centre social».

In der Kinderkrippe gab es Essen, touristische 
Werbung ...
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VPOD-Kongress / Delegiertenversammlung des Verbandes 

Beschlüsse der Delegiertenversammlung vom 2. April 2016 über die Anträge, 
welche der VPOD-Kongress vom November 2015 an die Delegiertenversammlung 
zur Entscheidfindung überwiesen hat.	
	
Zusammenarbeit im öffentlichen Sektor stärken	
Der VPOD soll in den nächsten Jahren eine engere politische Zusammenarbeit 
mit den SGB-Gewerkschaften des öffentlichen Sektors, insbesondere Syndicom, 
SEV und dem PVB aufbauen, um eine Stärkung des öffentlichen Bereichs in-
nerhalb und ausserhalb des SGB zu erreichen. Spätestens nach 2 Jahren soll in 
der DV über die Resultate berichtet werden.	
	
Sparmassnahmen in der Wartung und Reinigung: Kurzer Nutzen – langer Schaden
In vielen Schweizer Kantonen und Gemeinden sind zurzeit Sparprogramme 
aufgegleist. Die Mitarbeitenden werden dazu aufgefordert, selber Ideen zu 
Sparmöglichkeiten einzubringen, die Personalverbände können Sparvorschlä-
ge vernehmlassen. Die im VPOD organisierten Kolleginnen und Kollegen der 
Branche Wartung und Reinigung haben an ihrer Konferenz vom 29. Mai 2013 
Erfahrungen aus diesen Konsultationen zusammengetragen und ein Argumen-
tarium erstellt. So konnten sie dabei auf vielfältige Erfahrungen mit bisherigen 
Auslagerungen und Sparmassnahmen zurückgreifen. Oft sind Vorschläge bei 
der Wartung und Reinigung eine Mogelpackung. Wir setzen uns dafür ein, dass 
Verwaltungen und politische Behörden von Sparmassnahmen absehen, die dem 
Werterhalt der öffentlichen Bauten mittel- und langfristig schaden.	
In folgenden Fällen führen Sparmassnahmen bei der Wartung und Reinigung 
längerfristig zu höheren Kosten:	
•	 Fachleute – ausgebildete Hauswarte und Hauswartinnen – sind ein lebendi-

ges Frühwarnsystem: Sie erkennen mögliche Schäden rechtzeitig, stellen fest, 
wenn sich ein Boden plötzlich bewegt, wenn Wasser durch Wände drückt. 
Wird die Wartung an externe Firmen ausgelagert und der Auftrag alle paar 
Jahre neu ausgeschrieben, geht dieses System kaputt, und materielle Schäden 
werden erst festgestellt, wenn sie richtig teuer geworden sind.	

•	 Auch die Anleitung von Reinigungspersonal und die Wartung von Geräten ist 
langfristig günstiger, wenn sich gut eingeführtes, qualifiziertes Personal für 
ein Gebäude verantwortlich fühlt: Fährt ein Schürsaugautomat eine Treppe 
hinunter, färbt ein falsch verwendetes Putzmittel Armaturen schwarz ein? 
Schon schlägt sich die eingesparte Qualität in erhöhten Reparaturkosten oder 
Neuanschaffungen nieder.	

•	 Eine sachgemässe und umweltfreundliche Reinigung erfordert eine systema-
tische Einführung und Kontrolle durch ausgebildetes Personal (Hauswarte 
mit eidgenössischer Berufsprüfung, Reinigungsfachleute und Fachmann/frau 
Betriebsunterhalt mit EFZ). Dies ist mit eigenem Personal sehr viel besser 
gewährleistet als mit dem Beizug externer Firmen. Da Firmen im Gebäude-
unterhalt oft Unterakkordanten beauftragen, ist es unmöglich, die schnell 
wechselnden Mitarbeitenden seriös in die spezifischen Aufgaben und Anfor-
derungen eines Auftrags einzuführen.	

•	 Wechselndes Personal externer Reinigungsfirmen ist für die eigenen Mitar-
beitenden weniger vertrauenerweckend, was Wertsachen und vertrauliche 
Akten anbelangt. Bei Auslagerungen muss oft das Schliesssystem erneuert 
werden, der Schutz von Personendaten und teuren Apparaten macht diese 
Systeme komplexer, teurer, störungsanfälliger.	

•	 Mit der Auslagerung von Reinigungsdiensten an externe Firmen entstehen 
neue Kosten für wiederholte Ausschreibungsverfahren und erhöhte Koordi-
nationskosten. Wir warten auf eine solide betriebswirtschaftliche Analyse, 
welche diese Kosten mit dem Spareffekt vergleicht.	

•	 In Sparzeiten greifen Verwaltungen gern zum Mittel des Investitionsstopps 
und verbieten es den Hauswarten und Hauswartinnen, Reparaturen in Auf-
trag zu geben: So müssen die Fachleute zusehen, wie teure Geräte – behelfs-
mässig geflickt – vor die Hunde gehen und eine sehr viel teurere Neuanschaf-
fung bald unumgänglich wird. Solche Hauruckmassnahmen schaden der 
Motivation und der Glaubwürdigkeit.	

•	 Mit der Auslagerung von Reinigungsdiensten an externe Firmen werden Kos-
ten in das Sozialwesen verlagert: Das Lohnniveau im privaten Reinigungs-
bereich ist tiefer als im öffentlichen Bereich. Viele Reinigungsmitarbeiter/
innen sind im Stundenlohn angestellt und erreichen auch mit Allpura-GAV-
Minimalansätzen kaum einen existenzsichernden Lohn, spätestens bei Ar-
beitslosigkeit sinkt ihr Einkommen unter die Schwelle, die zum Bezug von 
Sozialhilfe berechtigt. Damit spart der Staat mit der Auslagerung von Reini-
gungsdiensten nicht: Er vernichtet anständig bezahlte und verlässliche Stellen 
und schafft sich damit neue Kosten bei der Fürsorge.	

Wir fordern alle Politikerinnen und Politiker auf, diese Überlegungen zu  
bedenken und auf voreilige Sparmassnahmen im Bereich der Wartung und  
Reinigung zu verzichten.		

Frauen im Service public – ein Service public für die Frauen	
Ein starker und gut funktionierender Service public ist eine wichtige Vorausset-
zung, um die anhaltende Diskriminierung von Frauen abzubauen. Als Nutz-
niesserinnen der öffentlichen Dienste und als Arbeitnehmerinnen im Service 
public sind Frauen von Abbaumassnahmen besonders betroffen. Der VPOD und 
seine Mitglieder setzen sich für die Grundsätze eines frauenfreundlichen, funk-
tionsfähigen Service public im Sinne des Thesenpapiers «Frauen im Service 
public – ein Service public für die Frauen» ein.	
Das Thesenpapier «Frauen im Service public – ein Service public für die Frau-
en» ist mit einem Kapitel zur beruflichen Aus-, Weiter- und Nachholbildung zu 
ergänzen. Dabei ist auch die Situation von Arbeitnehmerinnen im Teilzeitver-
hältnis zu berücksichtigen. Die Ergänzung soll durch die Frauenkommission 
erarbeitet und durch die Landesdelegiertenversammlung bis Ende 2016 verab-
schiedet werden.	
	
Projekt «Vorsorge 2020»	
Die VPOD-Frauenkonferenz weist die von Bundesrat Alain Berset in seinem 
Projekt «Vorsorge 2020» vorgeschlagenen Massnahmen zur Reform der Renten 
gesamthaft zurück. Die Auswirkungen der vorgeschlagenen Massnahmen sind 
echte Angriffe auf die Lebensbedingungen der Pensionierten und insbesonde-
re der Frauen (Erhöhung des Rentenalters und Abschaffung der Witwenrente). 
Daher fordert die Frauenkonferenz, dass der VPOD im Falle einer Annahme 
des Projekts durch das Parlament alles unternimmt, um ein Referendum zu 
lancieren, und dass er eine offensive Kampagne gegen diesen neuen Angriff auf 
unsere Renten führt.	
	
AHV	
Der Verband wird sich um den Verzicht auf das «Berset-Paket» und um die 
Unterbreitung einer neuen Vorlage bemühen. Dieses neue Projekt soll die 
AHV (gemäss Bundesverfassung müssen die AHV-Renten den Existenzbedarf 
sichern) gegenüber der 2. Säule bevorzugen, denn letztere ist antisozial und 
ermöglicht den Banken, Vermögensverwaltern und Versicherungen, einen enor-
men Gewinn zu erwirtschaften.	
	
Unterstützung der Mitglieder mit Migrationshintergrund	
Der VPOD unterstützt seine Mitglieder mit Migrationshintergrund besser. Er 
sensibilisiert seine Angestellten hinsichtlich der Diskriminierung von Mig-
rantinnen und Migranten am Arbeitsplatz und bildet sie für die Beratung bei 
migrationsspezifischen Problemen weiter. Auf diese Weise gewinnt der VPOD 
Mitglieder mit Migrationshintergrund und profiliert sich in Branchen mit ho-
hem Migrationsanteil.	
	
Mittel für die migrationspolitische Arbeit	
Der VPOD positioniert sich stärker migrationspolitisch – nach innen und aus-
sen. Er verstärkt sein politisches Lobbying für die Rechte von Migrantinnen und 
Migranten. Dazu gehört die aktive Unterstützung der SGB-Kampagne gegen 
Fremdenfeindlichkeit und die Bereitstellung von Ressourcen für die Mitarbeit 
an der Konzipierung und Umsetzung der Kampagne. Dieses Engagement dient 
auch der Werbung von neuen Mitgliedern unter den MigrantInnen. Für die mi-
grationspolitische Arbeit sowie die im obigen Antrag skizzierte organisationsin-
terne Sensibilisierung stellt der VPOD für den Zeitraum 2016–2019 zusätzliche 
Finanzmittel zur Verfügung.	
	
Erhalt der Kaufkraft	
Der Verband tritt gegenüber den Bundesbehörden für die Überprüfung der Be-
rechnung des Landesindex der Konsumentenpreise ein, der als Basis für die 
Lohn- und Rentenerhöhungen dient, und insbesondere dafür, dass die Kranken-
kassenprämien in diese Berechnung einbezogen werden.	
Antrag entgegengenommen zuhanden SGB		
 
Beurteilung der Kenntnisse der Schülerinnen und Schüler der obligatorischen Schule
Der VPOD beschliesst, die Verbandskommission Bildung, Erziehung und 
Forschung zu beauftragen, eine Diskussionstagung zu folgendem Thema zu 
organisieren: Beurteilung der Kenntnisse der Schülerinnen und Schüler der 
obligatorischen Schule.
Ziel dieser Tagung ist es, eine Bestandsaufnahme der verschiedenen kantonalen 
Praktiken durchzuführen. Dieser Austausch sollte es ermöglichen, die Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Systeme zu erkennen. Die Schlussfolgerungen soll-
ten es erlauben, Fortschritte in Richtung positiver Harmonisierung der Beurtei-
lung auf nationaler Ebene zu machen. 	
Antrag zur Prüfung zuhanden Kommission Bildung Erziehung Wissenschaft  
entgegengenommen	
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Schaffung einer Kommission Gleichstellung zusätzlich zur Frauenkommission	
Die Männer, die in Frauenbereichen arbeiten, werden auch diskriminiert. Die 
Gleichberechtigung aller Angestellten ist sehr wichtig, aber auch die soziale Rol-
le der Männer in Arbeitsbereichen, die häufiger von Frauen verrichtet werden. 
Die Gleichheit muss für alle massgebend sein.	
Die Schaffung einer Kommission wird abgelehnt, das Anliegen wird aber entge-
gengenommen und weitergeleitet an die Verbandskommissionen Gesundheit, 
Soziales, Bildung	

	
Öffentliche kantonale/nationale Krankenversicherung	
Der VPOD engagiert sich aktiv für die Weiterverfolgung und Schaffung einer 
öffentlichen kantonalen/nationalen Krankenversicherung. Ferner garantiert der 
Verband seine Unterstützung für alle kantonalen und nationalen Initiativen, die 
in diese Richtung gehen.
Antrag entgegengenommen zur Prüfung bei Vorliegen konkreter Projekte

	
Berechnung von Abgeltungen auf nationaler Ebene	
Der VPOD setzt sich aktiv ein – mit der Unterstützung anderer Gewerkschaften 
–, damit die Arbeitskriterien in allen Verhandlungen um die Festsetzung von 
Abgeltungen auch als Kriterien gelten. Die Sektoren- und Branchen-GAV oder 
die kantonalen Reglemente werden bisher bei der Festlegung von Abgeltungen 
nämlich nicht berücksichtigt. 
Im Gesundheitsbereich ist der Druck enorm: die Arbeitsbedingungen sind nicht 
mit einbezogen, nicht einmal gewichtet, dies betrifft die Festsetzung von Fall-
pauschalen im Gesundheitswesen, auch andere Branchen sind unter Druck: 
Transport, Energie usw.
Die GAV und kantonalen Reglemente müssen in der Festsetzung von Abgeltun-
gen berücksichtigt werden.	

	
Gegen Lohndumping, gegen Fremdenfeindlichkeit und gegen die Wiedereinfüh-
rung des Kontingentierungs- und Saisonniersystems!	
•	 Jeden Tag sorgen die Angestellten des Service public dafür, dass Spitäler, Was-

serversorgung, Bus- und Trambetriebe, Schulen, Heime, Elektrizitätsversor-
gung, Kehrichtentsorgung, Strassenunterhalt usw. funktionieren. Der VPOD 
ist die Gewerkschaft für alle diese Angestellten, ob sie schweizerischer oder 
ausländischer Herkunft sind. Ohne den täglichen Einsatz der zugewanderten 
Kolleginnen und Kollegen könnte der Service public nicht mehr funktionie-
ren.	

•	 Mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative vom 9. Februar 2014 
droht nun die Kündigung der bilateralen Verträge mit der EU. Mit der Kün-
digung der bilateralen Verträge fallen auch die flankierenden Massnahmen 
dahin, es würde ein neues fremdenpolizeiliches Kontingentierungssystem 
eingeführt, es droht die Neuauflage des unwürdigen Saisonnierstatuts, wel-
ches jahrzehntelang systematisches Sozial- und Lohndumping ermöglichte.	

•	 Der VPOD fordert den Bundesrat und die Arbeitgeber auf, in den grenznahen 
Gebieten, insbesondere im Tessin, Sofortmassnahmen gegen Lohn- und Sozi-
aldumping einzuleiten.	

•	 Der VPOD setzt sich ein für alle Arbeitenden, unabhängig von ihrer Herkunft, 
wir stehen für eine offene Schweiz. Der VPOD will die Weiterführung der bila-
teralen Verträge mit verschärften flankierenden Massnahmen; die Kündigung 
der Bilateralen mit der Einführung eines menschenverachtenden Kontigen-
tierungssystems und dem Wegfall der flankierenden Massnahmen ist für den 
VPOD keine Option.	

	
Dokument der Region Tessin	
Der Kongress nimmt vom Dokument der Region Tessin «Nein zum Dumping 
in der Schweiz» Kenntnis.	

	
Nationale Konferenz zum Service public	
Der VPOD-Kongress vom 6. und 7. November 2015 in Lausanne beauftragt das 
Zentralsekretariat, bis zum Sommer 2016 eine nationale Konferenz zum Ser-
vice public zu organisieren. Ihre Aufgabe besteht darin, die Weiterführung der 
Diskussionen des Kongresses zu ermöglichen und auch zu betonen, wie wichtig 
ein qualitativ hochstehender und mit genügend personellen und finanziellen 
Ressourcen ausgestatteter Service public für das tägliche Leben der Bevölkerung 
ist. Nur die öffentlichen Dienste sind in der Lage, die Kriterien der Gleichheit, 
der Universalität, der Zugänglichkeit, der Kontinuität und der Wirksamkeit zu 
erfüllen; ausserdem tragen sie zum sozialen Mehrwert, zum wirtschaftlichen 
Wohlstand und zur Qualität der Arbeitsplätze bei. Folglich sollte daraus her-
vorgehen, dass der Service public Träger anderer Werte ist und grundsätzlich 
das demokratische System eines Landes unterstützt. Um diese Konferenz zu 

organisieren, wird das Zentralsekretariat eine Arbeitsgruppe mit Einbezug von 
VertreterInnen der Regionen bilden.	

	
Weichenstellung für eine bessere öffentliche Langzeitpflege und Betreuung – 
Volksinitiative	
Die spitalexterne Pflege und Betreuung von Betagten und LangzeitpatientInnen 
gerät in der Schweiz zunehmend in Schieflage. Pflegende Angehörige kommen 
an ihre Grenzen. Viele Kantone reduzieren ihr (finanzielles) Engagement und 
kommen ihren Verpf lichtungen nur beschränkt nach. Die Krankenkassen 
erzwingen eine Fragmentierung der Versorgungsleistungen und verstärken 
ebenfalls den Kostendruck. Die Angebote für die LangzeitpatientInnen und 
ihr Umfeld sind oft nicht mehr zeitgemäss. Die strikte Trennung von ambu-
lanter und stationärer Versorgung und die Marginalisierung der Rehabilitation 
wirken sich negativ aus. Heime und Spitex sehen sich einem fortschreitenden 
Privatisierungsdruck ausgesetzt. Prekäre Anstellungen im Graubereich der pri-
vaten Betreuung nehmen zu. Vielerorts sind die Anstellungsbedingungen des 
Personals in der Langzeitpflege und -betreuung schlecht und die beruflichen 
Perspektiven ungenügend. 	
Deshalb müssen die Weichen in der Langzeitpf lege und -betreuung in der 
Schweiz neu gestellt werden. 	
Die VPOD-Verbandskonferenz Gesundheit vom 22./23. Januar 2015 beantragt 
deshalb den nationalen Gremien des VPOD, dass der Gesamtverband im folgen-
den Sinne aktiv wird:	
1. Das heutige Angebot der Spitex und der Pflegeheime muss erweitert und teil-

weise abgelöst werden durch Formen des begleiteten und betreuten Wohnens 
sowie durch teilstationäre Tages- und Nachtstrukturen. Spezialisierte Diens-
te und Reha-Angebote sind in sinnvoller Weise zu integrieren. Innovative 
Wohnformen, Infrastrukturangebote und Formen des intergenerationellen 
Zusammenlebens sind gezielt zu fördern. Die Angebote müssen aufeinander 
abgestimmt werden. Pflege und Betreuung sind dabei möglichst ganzheit-
lich zu erbringen. Für die Versorgung von psychisch kranken, dementen und 
suchtkranken LangzeitpatientInnen sind geeignete Infrastrukturen bereit-
zustellen, und das Personal ist entsprechend auszubilden. Es braucht ferner 
Angebote zur Entlastung der Angehörigen. 	

2. Die Kosten für die Bereitstellung von Betreuung, Gesundheitsvorsorge, All-
tagsbewältigung (z. B. Hauswirtschaft) und von Pflegeleistungen, die durch 
die Krankenkassen nicht gedeckt sind, sollen durch die Kantone getragen 
werden. Die Betagten, die Pflege und Betreuung brauchen, tragen die Le-
benshaltungskosten, sofern sie dazu in der Lage sind; andernfalls erhalten sie 
dafür Ergänzungsleistungen. Eine neue Pflegeversicherung lehnen wir ab.	

3. Die institutionellen Anbieter sollen so weit als möglich gemäss ihrem Auf-
wand finanziert werden. In der Spitex ist die Abrechnung nach Minutenauf-
wand abzuschaffen. Ebenso abgeschafft gehört die Unterscheidung von Pfle-
ge und Grundbetreuung: Beide Leistungen müssen vollumfänglich öffentlich 
finanziert werden. Der Trend zur Privatisierung muss aufgehalten werden.	

4. Dem Personal der Langzeitpflege und -betreuung muss die erforderliche 
materielle und ideelle Wertschätzung entgegengebracht werden. Die Anstel-
lungsbedingungen sollen sich nach denjenigen des übrigen Gesundheitsper-
sonals richten, als Massstab gelten die jeweiligen kantonalen Arbeits- und 
Lohnreglemente. Gesamtarbeitsverträge haben sich ebenfalls an diesem Ni-
veau zu orientieren. Kantone und Gemeinden, die mit öffentlichen Mitteln 
Leistungsaufträge vergeben, sollen die Einhaltung dieser Arbeitsbedingun-
gen vorschreiben. 	

5. Die Finanzierung dieser Verbesserungen beim Angebot und bei den Anstel-
lungsbedingungen kann und muss dadurch sichergestellt werden, dass die 
Kantone ihren ruinösen Steuersenkungswettbewerb stoppen, Steuerschlupf-
löcher schliessen und die rekordtiefen Steuern auf Gewinnen, hohen Ein-
kommen und Vermögen wieder anheben. 	

6. Viele unserer Forderungen werden durch den bundesrätlichen Bericht Gesund-
heit 2020 gestützt, der unter anderem festhält: «Die Leistungen sind stärker auf 
die Krankheitsvorbeugung, die Langzeitversorgung von Menschen mit chroni-
schen Krankheiten sowie auf den letzten Lebensabschnitt auszurichten.» (S.5) 
Damit eine solche Weichenstellung für eine bessere Langzeitpflege und -betreu-
ung möglich wird, muss ein klarer gesetzlicher Auftrag auf Verfassungsebene 
geschaffen werden, der eine für alle Bedürftigen zugängliche Versorgung mit 
guten, öffentlich getragenen Diensten in Pflege, Betreuung, Gesundheitsvor-
sorge und Alltagsbewältigung festschreibt. Analog zur heutigen Kompetenz-
verteilung sind die Kantone mit diesen Aufgaben zu beauftragen. 	

Der VPOD sucht die Zusammenarbeit mit Verbänden, Parteien und weiteren 
Organisationen mit dem Ziel, eine entsprechende Volksinitiative zu lancieren.	
Antrag zur Prüfung entgegengenommen	
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Die Initiative AHVplus der Gewerkschaften verlangt eine Erhöhung 
der AHV-Renten um 10 Prozent. Damit die Weiterführung der ge-
wohnten Lebensweise, wie es in der Bundesverfassung steht, im Al-
ter gewährleistet ist. Eine Erhöhung der AHV-Renten ist nötig, weil 
die Renten im Laufe der Zeit gegenüber den Löhnen in Rückstand 
geraten sind. Und weil die Leistungen in der zweiten Säule sinken. 
Statt mehr Geld in die Pensionskassen zu stecken, ist ein Ausbau 
der AHV sinnvoll. 
Die AHV hat für tiefe und mittlere Einkommen ein hervorragendes 
Preis-Leistungs-Verhältnis. Nirgendwo gibt es so viel Rente für so 

Wirtschaftslektion  AHV wird immer kleiner – relativ  

VPOD  |  Gewerkschaftswelt�
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Korruptionsbekämpfung tut Not
An einem Gipfeltreffen zur Korruptionsbe-
kämpfung in London haben über 40 Staaten 
eine gemeinsame Erklärung verabschiedet. 34 
konkrete Massnahmen sind darin enthalten. 
Unter anderem verlangt die Erklärung, dass 
die wirtschaftlich Berechtigten von Gesell-
schaften nicht durch Offshore-Konstrukte ver-
schleiert werden dürfen. Die offizielle Schweiz 
stellte sich auf den Standpunkt, die Hausauf-
gaben bereits gemacht zu haben – allen Pa-

nama-Enthüllungen zum Trotz. Immerhin in 
einem Punkt wurde ein Fortschritt erzielt: Die 
Schweiz will zusammen mit Grossbritannien 
für mehr Transparenz im Rohstoffhandel sor-
gen. | pd (Foto: dareknie/iStockphotos)

TISA beschleunigt Klimawandel
Greenpeace, Gewerkschaften und das Han-
delsnetzwerk «Our World Is Not For Sale» se-
hen das TISA-Abkommen als Rückschritt im 
Kampf gegen den Klimawandel. Aus einem 
Bericht der Internationale der öffentlichen 
Dienste (PSI) geht hervor, dass die TISA-
Ministerkonferenz im Juni in Paris Papiere 
aus der Schublade holt, die bei offiziellen Kli-
makonferenzen längst durchgefallen sind, so 
eine Verpflichtung auf «technologieneutrale» 
Regulierungen. Dahinter verstecken sich die 
Interessen der Öllobby; eine Aufnahme der 
Klausel in den TISA-Vertrag würde die För-

derung erneuerbarer Energien bremsen oder 
verunmöglichen. | vpod

Frankreich im Streik 
Die Proteste gegen die von François Hollan-
de angestrebte Arbeitsmarktreform haben 
ganz Frankreich erfasst. Die Streiks und 
Blockaden betreffen Raffinerien, Atomkraft-
werke, SNCF und Fluggesellschaften – und 
das alles wenige Wochen vor dem Anpfiff der 
Fussball-Europameisterschaft. Der Präsident 
kann sich zwar auf eine knappe Parlaments-
mehrheit stützen, hat aber den Rückhalt in 
der Bevölkerung fast gänzlich verloren. Ob 
er die faktische Abschaffung der 35-Stunden-
Woche gegen den starken linken Gewerk-
schaftsbund CGT durchdrücken kann, ist 
offen. Von der politischen Lähmung profi-
tiert allerdings auch die extreme Rechte um 
Marine Le Pen. | slt 

Versäumnisse aufholen: 
Korruptionsbekämpfung

wenig Geld. Und die AHV ist dank dem Umlageverfahren gegenüber 
Schwankungen auf den Finanzmärkten weitgehend immun. 
Die bürgerlichen Politiker im National- und Ständerat lehnen den 
Ausbau der AHV, so massvoll er auch sein mag, ab. Das war vor noch 
nicht allzu langer Zeit ganz anders. Noch Anfang der 1990er Jahre 
hat das Parlament die Rentenstruktur der AHV gegen oben ange-
passt und die Renten für die tieferen Einkommen erhöht. 
Substanziell war die Rentenverbesserung in den 1970er Jahren. 
Damals zielte die bürgerliche AHV-Politik auf einen Ausbau, nicht 
auf Abbau. Im Jahr 1972 haben National- und Ständerat einstim-
mig die monatlichen AHV-Renten von 220 auf 500 Franken mehr 
als verdoppelt. Im Jahr 1975 betrug die durchschnittliche AHV-
Rente schliesslich rund 27 Prozent des damaligen Durchschnitts-
lohnes. Seither wurden die AHV-Renten zwar an die Teuerung und 
teilweise auch an die Lohnentwicklung angepasst. Doch weil sie 
den Löhnen nicht 1:1 folgten, gerieten sie in Rückstand. Das Ver-
hältnis AHV-Rente zu Durchschnittslohn beträgt heute noch rund 
22 Prozent. Ein Erhöhungsschritt wäre überfällig. Wie es AHVplus 
verlangt. 
Damit die AHV-Renten wieder auf das Niveau von 1975 zu liegen 
kämen, wäre eine Erhöhung um rund 20 Prozent nötig. Doch was 
früher von National- und Ständerat einstimmig beschlossen wurde, 
wird heute bekämpft. Bereits eine Erhöhung von 10 Prozent – wie 
von der SGB-Initiative AHVplus vorgesehen – ist den Herren und 
Damen Räten zu viel.
Mit der Volksabstimmung zu AHVplus am 25. September kommt 
diese Frage schweizweit auf den Tisch. Viele Menschen im Land 
stehen dieser Initiative positiv gegenüber. Je grösser der Druck auf 
die Pensionskassen wird, desto grösser wird die Bereitschaft, Ja zu 
stimmen. | Daniel Lampart, SGB-ChefökonomQuelle: BFS, Berechnungen SGB



 Juni 2016  19

Wer war’s?  Fräulein, verkannt
Wenn beim Münsteraner Tatort zum wiederholten Male eine Moor-
leiche auftaucht, befinden wir uns schon auf bestem Weg zur Lösung 
des heutigen Rätsels. Frau X., die gefragt ist, wurde nämlich in dieser 
Gegend geboren. Später lebte sie fern der Heimat und näher an der 
Schweiz, an den Gestaden eines ganz ansehnlichen Binnengewässers. 
Was auch Kommissarin Klara Blum unlängst bewog, einen (allerdings 
etwas erkünstelten) Fall rund um die Fragliche aufzuklären. 
Die Bedeutung der Künstlerin in ihrer Hauptsparte ist unbestritten. 
Da ist sie eine der ganz Grossen. Interessant bis befremdlich er-
scheint dagegen die Tatsache, dass der Wikipedia-Artikel das Schwer-
gewicht auf das musikalische Schaffen legt. Bei aller Liebe: Die paar 
Gesangsnummern, die sie komponiert hat, sind eher dem höheren 
Dilettantismus zuzurechnen. Gegen die Ausgrabung der Lieder und 
gegen deren Aufführung und Einspielung auf Tonträger spricht na-
türlich nichts, Aber das, was ihrer Literatur – jetzt ist’s heraus – die 
hohe Bedeutung verschafft – die schaudernmachende Kombination 
von strengem Realismus und raunender Naturgewalt –, ist in ihrer 
doch recht konventionellen Musik nicht zu entdecken. 
Nichts von den Mooren, Heiden und Wäldern Westfalens mitsamt 
ihren echten und imaginierten Bewohnern menschlicher, tierischer 
und pflanzlicher Natur. In einem Büchlein, das manch eines noch 
von der Schullektüre her kennen dürfte, steht ein Baum von der Art 
Fagus sylvatica auf dem Titel. Um Recht und Unrecht, Gerechtigkeit 
und Rache geht es darin, um soziale Ausgrenzung, Armut und Anti-
semitismus. Als sie sich, dieses schreibend, an die Heimat erinnerte, 
lebte sie wie erwähnt schon anderswo. Vom Turmbalkon aus hatte sie 
Seeblick. Und dort war es auch, wo die Inspiration für ein besonders 
berühmtes Opus sie ereilte. Eines, welches auch heutige Feministin-
nen zu Recht noch gern zitieren. Als Beleg für den unterdrückten 
Freiheitsdrang eines adeligen Fräuleins der Biedermeierzeit. «Bei 

uns hält man es für unanständig für eine Dame von Stande, wenn 
sie schriftstellert», hiess es ja damals. 
Gerade darum reicht das schmale, aber grandiose literarische Werk 
für den Nachruhm vollkommen aus – und bedarf nicht eigenartiger 
Blüten des Feminismus wie der Würdigung als angebliche Kom-
ponistin von Rang. Von wegen Blüte: Auch das wäre ein Stichwort 
auf der Suche nach einer, die es kurz vorm Euro noch zu Noten- 
ehren brachte. Aber das ist wieder eine andere Geschichte. Uns reicht 
der Vorname, das Adelsprädikat und das Doppelgeschlecht auf der 
Postkarte, die bis zum 27. Juni zu senden ist an: VPOD, Redaktion, 
«Wer war’s?», Birmensdorferstrasse 67, Postfach 8279, 8036 Zürich. 
Sinnigerweise sind erneut Büchergutscheine (100, 50, 20 Franken) 
vorgesehen. Als Preise. Für die Findigen. | slt

Es war Johann Jacob Schweppe
Jetzt, wo wir davon sprechen, gucken alle auf ihr Schweppes-Fläschchen 
und entdecken dort den Namenszug des «Erfinders», Johann Jacob Schwep-
pe. Geboren 1740 im hessischen Witzenhausen (wo – kein Witz! – alljährlich 
die deutschen Meisterschaften im Kirschsteinweitspucken stattfinden; der 
Weltrekord in dieser Disziplin liegt übrigens bei 21,71 Meter), wanderte der 
junge Bijoutier nach Genf aus und erfand dort ein Verfahren, Wasser mit 
Kohlensäure zu versetzen. Die Fabrik, die er in London gründete, behielt 
auch nach dem Verkauf seinen Namen. Weit verstreut sind allerdings heu-
te die zugehörigen Markenrechte: Coca Cola hält sie in Russland, Pepsi in 
Polen, für Deutschland ist Krombacher zuständig und für die Schweiz Carls-
berg. Chinin wird dem Trunk nur noch in geringer Menge beigegeben, weil 
zu viel davon bei Schwangeren Wehen auslöst und bei Männern Impotenz. 
Die Büchergutscheine sind bereits losgeschickt. Und zwar an: Aschi Zach 
(Winterthur), Matthias Senn (Zürich) und Barbara Beran (Kriens). | slt

Gewerkschaftswelt  |  VPOD

Schneider-Ammann bei der ILO
Ende Mai hat Bundespräsident Johann 
Schneider-Ammann der in Genf tagenden 
Konferenz der Uno-Arbeitsorganisation ILO 
einen Besuch abgestattet. Dabei hat er die 
Bedeutung der Sozialpartnerschaft und die 
Notwendigkeit des Arbeitnehmerschutzes 
in einer globalisierten Welt unterstrichen, 
was der SGB begrüsst. Gleichzeitig unter-
zeichnete der Bundespräsident ein neues Zu-
sammenarbeitsprotokoll Schweiz/ILO. Auch 
darüber freut sich der SGB. Er erinnert aber 
daran, dass die Schweiz ihre Hausaufgaben 
beim Schutz vor antigewerkschaftlicher Kün-
digung noch nicht gemacht hat: «Es kann 
keine echte Sozialpartnerschaft geben, wenn 
Arbeitnehmende, die sich beispielsweise für 
ihre Kollegen bei der Aushandlung von Ge-
samtarbeitsverträgen oder in Pensionskassen-
Stiftungsräten einsetzen, mit der Kündigung 

rechnen müssen, sobald sie unbequeme Fra-
gen oder Forderungen stellen.» | sgb

EvB heisst jetzt Public Eye
Die traditionsreiche entwicklungskritische 
Organisation Erklärung von Bern heisst neu 
Public Eye. An den Zielen und Werten ändere 
die Umbenennung nichts, betont man: «Im 
Auftrag der Öffentlichkeit und unserer Mit-
glieder schauen wir Wirtschaft und Politik 
auf die Finger, sorgen für mehr Transparenz 
und pochen auf die Einhaltung der Men-
schenrechte.» Die Verantwortlichen erhoffen 
sich Vorteile, wenn sie nicht mehr mit dem 
erklärungs- und übersetzungsbedürftigen 
historischen Namen auftreten müssen. | slt

Usbekistan: Arbeitsrechte im Kerker 
Um die Arbeitsrechte in der früheren So-
wjetrepublik Usbekistan steht es schlecht. 

Zwangs- und Kinderarbeit, namentlich bei 
der Baumwollernte, sind an der Tagesord-
nung. Wer derartige Missstände dokumen-
tiert, landet im Gefängnis. So geschah es dem 
Aktivisten Uktam Pardajew, der ohne Urteil 
zwei Monate in einer Einzelzelle festgehalten 
und dort auch gefoltert wurde. Inzwischen ist 
Pardajew aus der Haft entlassen, wird aber 
weiterhin überwacht und bedroht. Usbeki-
stan ist der drittgrösste Baumwollexporteur 
der Erde. | labourstart (Foto: Man77)

Verhältnisse ändern: 
Baumwollernte  
in Usbekistan.
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Karl Schnyder †
Der ehemalige Basler Regierungsrat und SP-
Nationalrat Karl Schnyder ist im Alter von 84 
Jahren nach längerer Krankheit gestorben. 
Der Kollege, gebürtiger Glarner, war von 
1964 bis 1976 Basler VPOD-Sekretär, von 
1975 bis 1978 Nationalrat und wurde 1976 
in die Basler Regierung gewählt, wo er das 
Polizeidepartement leitete. Als er im Zusam-
menhang mit den Jugendunruhen von 1980 
harte Massnahmen gegen Demonstrierende 
und Randalierende rechtfertigte, entfremdete 
er sich von seiner Partei, aus der er 1981 aus-
trat. Ein Jahr später gründete er die Demokra-
tisch-soziale Partei DSP, die danach 27 Jahre 
lang Bestand hatte. Auf nationaler Ebene ge-
lang, trotz ähnlichen Entwicklungen in Frei-
burg und Graubünden, keine flächendecken-
de Organisation. Schnyder blieb zeitlebens in 
sozialen und ausländerpolitischen Fragen auf 
linkem Kurs, machte sich mit seiner Fichen-
politik aber namentlich Hausbesetzerinnen 
und Schwule zu Feinden. | vpod

Anton Muheim †
Er war – mit Jahrgang 1916 – das älteste 
noch lebende ehemalige Mitglied der Bun-
desversammlung: Einen Monat vor seinem 
100. Geburtstag ist in Luzern Anton Mu-
heim gestorben, ehemaliger Luzerner Regie-
rungsrat, Nationalrat, Nationalratspräsident 
1973/74 – und VPOD-Mitglied seit 1943. Von 
1949 bis 1959 war der Kollege Präsident der 
Luzerner Sektion des VPOD. In der Luzerner 
Regierung, in die er 1959 gewählt wurde, war 
er der erste Vertreter der SP; diese Epoche 
ging vergangenes Jahr, mit dem Rücktritt von 
Yvonne Schärli, zu Ende. Anton Muheim, stu-
dierter Volkswirtschaftler, galt als unermüd-
licher, aber zugleich umgänglicher Politiker. 
Am Herzen lag ihm der Ausbau des Sozial-
staats; er war aber auch für die negativen Ent-
wicklungen des Wirtschaftswachstums sensi-
bel. «Die überbordende Hochkonjunktur und 
Bauerei gefährdeten, ja zerstörten mehr und 
mehr unsere Umwelt. Der Kanton musste 
Massnahmen zum Schutze der Gewässer, 
der Natur und der Landschaft treffen. Das 
hat natürlich Beschränkungen der Freiheit 
des Einzelnen zugunsten der Allgemeinheit 
zur Folge. Ich habe es erfahren, dass nichts 
heikler ist, als auf dem Gebiete des Grundei-
gentums Privilegien abzubauen und soziale 
Bindungen durchzusetzen», sagte Kollege 
Muheim bei seinem Abschied aus der Luzer-
ner Regierung im Jahr 1978. | vpod

VPOD-Landesvorstand vom  
20. Mai 2016
Der Landesvorstand hat an seiner Sitzung im 
Zentralsekretariat Lausanne 
•	 die Rechnung 2015 des Verbandes und sei-

ner unselbständigen Institutionen zuhan-
den der Delegiertenversammlung geneh-
migt und vom Finanzplan 2017/18 Kenntnis 
genommen.

•	 die zahlreichen gewerkschaftlichen Mobili-
sierungen im Herbst (VPOD-Tagung gegen 
Lohndumping am 3. September, nationale 
SGB-Demo für AHVplus am 10. September, 
Demo gegen TISA und TTIP voraussicht-
lich am 8. Oktober) besprochen. 

•	 den Bericht über die Kollektivkrankenver-
sicherung und den Geschäftsbericht 2015 
Coop Rechtsschutz AG zur Kenntnis ge-
nommen. 

•	 in seiner Funktion als jeweiliger Stiftungs-
rat Jahresrechnungen und -berichte der 
Stiftungen VPOD-Ferienwerk, VPOD-Ster-
bekasse und VPOD-Interpretenhilfsfonds 
gutgeheissen. 

•	 ausführlich über die Verschuldungssitua-
tion des Ferienwerks gesprochen und das 
Zentralsekretariat beauftragt, ein gangbares 
Ausstiegsszenario auszuarbeiten. 

•	 zustimmend von der geplanten VPOD-
Tagung «Musikunterricht – wie weiter?» 
Kenntnis genommen. 

•	 die Beilage der Unterschriftenkarten des 
Referendums gegen die Unternehmens-
steuerreform III in die Verbandspresse be-
schlossen.  

Stefan Giger, Generalsekretär 

AHVplus-Argumentationstraining
Im Herbst stimmen wir über die AHVplus-
Initiative ab. Movendo organisiert das Argu-
mentationstraining. Referentin: Christine Goll. 
– Donnerstag, 23. Juni, Chur, IBW; Montag, 27. 
Juni, Zürich, VPOD; Dienstag, 28. Juni, Bern, 
Hotel Bern. Jeweils 13.30 bis 17 Uhr. Für Mitglie-
der kostenlos. Anmeldung: info@movendo.ch

Tagung 50+
In Bern findet im Juli eine Tagung von SGB 
und Movendo über die wirtschaftliche und 
soziale Situation älterer Arbeitnehmender 
statt. Sie zeigt, welcher Schutz nötig wäre. 
Mit u. a. Doris Baumgartner, Daniel Lampart, 
Paul Rechsteiner. – Freitag, 1. Juli, 9 bis 16.30 
Uhr, NH-Hotel, Freiburg. Mitglieder kostenlos. 
Anmeldung: info@movendo.ch

Rote Köpfe

Schnurstracks für eine bsesere AHV demn-
sotrietren die Kolelnginen und Klloegen am 
1. Mai in Baesl, wie die Afunhmae der Foat-
ntogeuar Kyseonte ziget. Ürgebnis ist das ja 
ein lsituges Pänmhoen: Man knan Wöertr 
rehct gut lseen, sangole nur die rhcigtien Lte-
tern in rgchiiter Ahzanl und mit rcihtgeim 
Afnngas- und Ebnduschtaebn dsteahen …
Die Suva weist unsere geschätzte Leserschaft 
auf die Verletzungsgefahr bei Grümpeltur-
nieren hin. Punkto Fitness sei unsereins im 
Vergleich zu Ibrahimovic, Müller oder Embo-
lo im Hintertreffen. «Ein Sixpack wie das von 
Ronaldo würde helfen, das Verletzungsrisiko 
an Grümpelturnieren zu reduzieren», heisst 
es weiter. Wir tendieren eher zur Ansicht, 
dass ein bisschen Fettgewebe aussenrum bei 
Tritt, Hieb und Fall hilfreich sein kann. 
Und schon sind wir wieder in Basel. Nicht 
wegen des dortigen Dauerfussballmeisters, 
sondern wegen gewichtiger Rochaden beim 
VPOD. Zwei Sekretariats-Schwergewichte 
gehen am Rheinknie nämlich demnächst in 
Pension. Regionalsekretär Matthias Scheu-
rer tritt Ende Oktober ab und wird dann-
zumal seine Nachfolgerin, Toya Krummen- 
acher, bereits ins Dossier Handwerk/Tech-
nik, Nahverkehr und Blaulichtberufe einge-
arbeitet haben. Das also halbverwaiste Prä-
sidium der VPOD-Region übt der bisherige 
Co-Präsident Martin Kaiser einstweilen al-
lein aus. Ende Jahr tritt auch Regionalsekre-
tärin Marianne Meyer – sie hat beispielwei-
se das Projekt Respekt@
VPOD mit enormem per-
sönlichem Einsatz mit 
aufgebaut – in den Ruhe-
stand. Ihre Nachfolgerin 
im Gesundheitsbereich 
wird die bisherige Unia-
Gewerkschaftssekretärin 
Vanessa von Bothmer, die 
im September zum VPOD-
Team stossen wird. | slt 
(Fotos: Keystone, zVg)
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Leistungen verfügt werden könnten. Doch 
die Mitarbeiterbeurteilung war ja zufrieden-
stellend ausgefallen.

Datenschutz missachtet
Zuletzt beanstandete der Anwalt einen ganz 
heiklen Punkt: In der Verfügung, die auch 
dem Personalamt und der Finanzkontrolle 
zugestellt worden war, wurde die exakte me-
dizinische Diagnose angegeben. Krankheits-

diagnosen sind besonders 
sensitive persönliche Da-
ten. Weil Kollegin A. in ei-
nem guten Einvernehmen 
mit ihren Vorgesetzten 
stand, habe sie mit ihnen 
im Sinne der Transparenz 
und der bestmöglichen 
Organisation des Betriebs 
über ihre Erkrankung ge-
sprochen; das bedeutete 
aber keine Einwilligung, 
andere Stellen darüber zu 

informieren. Die Bekanntgabe der Diagnose 
sei ein Vertrauensmissbrauch und verstosse 
gegen die datenschutz-, persönlichkeits- und 
arbeitsrechtlichen Schutznormen. Aus die-
sem Grund forderte der Anwalt nicht nur die 

Nach sieben Jahren Tätigkeit wurde Sozial-
arbeiterin A. zur stellvertretenden Leiterin 
mit einem Arbeitspensum von 75 Prozent 
befördert. Das Mitarbeitergespräch war er-
folgreich, ihre gesamten Leistungen wurden 
als gut bewertet. Kurz darauf wurde in ihre 
Wohnung eingebrochen – ein Vorfall mit gra-
vierenden Folgen. 

Gefühle der Ohnmacht
Der Einbruch in ihre Privatsphäre, die Verlet-
zung ihres intimsten Rückzugsorts belastete 
sie psychisch enorm. Viele, die Ähnliches er-
lebt haben, berichten von derartigen Gefüh-
len der Ohnmacht und des Ausgeliefertseins. 
Bei A. kamen körperliche Probleme hinzu, 
so dass sie zu 50 Prozent krankgeschrieben 
werden musste. Nur wenige Wochen später 
erhielt sie die Mitteilung, dass ihr Arbeitsver-
trag rückwirkend abgeändert und die Funk-
tion der stellvertretenden Leitung jemand 
anderem übertragen worden sei. Gegen diese 
Rückstufung holte sie sich Unterstützung 
beim VPOD. 
Der Vertrauensanwalt reichte beim Stadtrat 
eine Beschwerde ein. Die Verfügung sei nich-
tig, weil die Vertragsänderung innerhalb der 
Sperrfrist, die in A.s Fall 180 Tage betrug, ein-
traf. Gemäss Arbeitsrecht 
sei eine Beförderung zwar 
jederzeit möglich, bei ei-
ner Verschlechterung seien 
jedoch die vereinbarten 
Kündigungsfristen ein-
zuhalten. Gerade weil 
Kollegin A. nur teilweise 
arbeitsfähig sei, stehe ihr 
der Schutz der Sperrfrist 
zu. Es sei ohnehin em-
pörend, dass in einem 
öffentlich-rechtlichen 
Arbeitsverhältnis der Arbeitsvertrag nach so 
kurzer krankheitsbedingter Abwesenheit be-
reits geändert werde, monierte der Anwalt. Er 
ergänzte, dass Rückstufungen in der Funk-
tion oder beim Lohn nur bei ungenügenden 

Ein Wohnungseinbruch hat dramatische Folgen bis hin zur ungerechtfertigten Vertragsauflösung

Bruchstelle
Zuerst Rückstufung, dann Auflösung des Arbeitsverhältnisses: Erst nach langwierigen Verhandlungen erhielt  
Kollegin A., die durch einen Wohnungseinbruch aus dem Tritt geraten war, eine Lohnnachzahlung und ein gutes 
Arbeitszeugnis. | Text: Sabine Braunschweig (Foto: zettberlin/photocase.de)

Hier half der VPOD  |  VPOD

Der Einbruch in ihre  
Wohnung hinterliess  

bei A. psychische  
Belastungen. Just in  

dieser Phase wurde sie 
auch vom Arbeitgeber  

im Stich gelassen. 

In unserer Serie «Hier half der VPOD» 
stellen wir exemplarisch interessante 
Konfliktfälle vor. Zur Darstellung von 
juristischen Verfahren – die Rechtshil-
feabteilung des VPOD hat schon vielen 
Mitgliedern zu ihrem Recht verholfen 
und gibt dafür jährlich eine Dreivier-
telmillion Franken aus – gesellen sich 
Berichte über Fälle, bei denen eine 
sonstige Intervention des VPOD Erfolg 
brachte.  

Aufhebung der Verfügung, sondern auch ei-
ne Entschädigung. 
Der kantonale Datenschutzbeauftragte stütz-
te diese Argumentation mindestens teilweise: 
Für die Finanzkontrolle sei die Kenntnis der 
Diagnose tatsächlich irrelevant, sie müsse 
in erster Linie Entscheidungen überprüfen, 
die den Finanzhaushalt beeinflussen. Doch 
der Stadtrat lehnte die Beschwerde ab und 
kündigte der Kollegin jetzt gar die Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses an – dem Anwalt 
zufolge mit haarsträubenden Argumenten. 
Weil A. des Kämpfens müde und an einer 
einvernehmlichen Lösung interessiert war, 
verzichtete sie auf einen Weiterzug. 

Neue Stelle in Sicht
Die weiteren Verhandlungen waren allerdings 
mühsam genug, doch schliesslich konnte ei-
ne Vereinbarung erzielt werden, die die be-
rechtigten Interessen der Kollegin A. berück-
sichtigte. Neben Lohnnachzahlungen erhielt 
sie eine ausseramtliche Entschädigung sowie 
einen Ersatz für das nicht genutzte Feriengut-
haben. Und nicht unwichtig: Sie konnte ein 
sehr gutes Arbeitszeugnis aushandeln. Mit ei-
ner neuen Stelle in Aussicht konnte sie dieses 
für sie leidvolle Kapitel abschliessen.
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Burkina Fasos Landwirtschaft im Kampf gegen Dürre und Erosion

Der Sahara trotzen  
Rissige Erde, Wassermangel und Sand, der fruchtbares Land zerstört, bedrohen die Existenz burkinischer Bäuerinnen 
und Bauern. Alte und neue landwirtschaftliche Techniken schaffen Abhilfe. | Text: Lionel Frei (Fotos: Solidar; CCAFS)

tig – verhindert Zaï die Erosion und das Ver-
sickern des Wassers. Vor allem aber erlaubt 
die Methode, unfruchtbar gewordene Böden 
für den Ackerbau zurückzugewinnen. Die 
Samen werden in Mulden gepflanzt, die in 
regelmässigen Abständen etwa 30 Zentime-
ter tief ausgehoben werden. Auf diese Weise 
werden Regen und Dünger zurückgehalten, 
was die Kulturen schützt. Auch die Auf-
schüttung der ausgehobenen Erde hilft mit, 
die Erosion zu verhindern. Dem gleichen 
Zweck dienen Steinwälle, die den Dünger 
auf den Feldern halten, der sonst mit dem 
Wasser gleich wieder abflösse. 
«Wir haben schon früher Steinreihen ge-
macht, aber nicht so, wie wir es in den 
Kursen gelernt haben. Zaï kannten wir 
gar nicht, und unser Dünger war nicht fer-
mentiert», berichtet Hamidou Ilboudo, der 
Mitglied der Bauernorganisation Tind Yal-
gré ist. Bei der Solidar-Partnerorganisation 
hat er eine Weiterbildung in Techniken 
der Bodenerhaltung besucht. Er hat dort 
auch gleich das nötige Werkzeug erhalten: 
Hammer, Brecheisen, Schubkarre und 
Handschuhe. «Diese Ausrüstung hat uns 
sehr geholfen», erzählt er. «Beim Bauen 
der Steinmäuerchen haben wir uns früher 
oft die Hände verbrannt. Sobald die grosse 
Hitze kam, konnten wir die Steine gar nicht 
mehr anfassen. Mit den Handschuhen ist 
das jetzt kein Problem mehr.» 

Mehr Ertrag = mehr Bildung
Das neuerworbene Wissen trägt buchstäb-
lich reiche Ernte: Heute kann sich die 15-köp-
fige Familie Ilboudo vom landwirtschaft-
lichen Ertrag ernähren. Die neue Technik 
verschafft ein höheres Einkommen, das es 
wiederum erlaubt, die Kinder zur Schule zu 
schicken. Ilboudo freut sich: «Wir bestellen 
Felder, die wir vorher nicht bewirtschaften 
konnten, weil die Böden nichts mehr herga-
ben. Wir haben Land zurückgewonnen und 
auf den bestehenden Feldern den Ertrag er-
höht.»

«Dieser Wind, dieser Staub! Früher kam der 
Wind erst im Februar, heute ist er schon im 
Januar da», erzählt der 60-jährige Hamidou 
Ilboudo. Wissenschaftliche Studien bestä-
tigen die Wirkung des Klimawandels auf 
Burkina Faso: In den letzten 30 Jahren ist 
die jährliche Niederschlagsmenge um 200 
Millimeter zurückgegangen. Das hat direk-
te Auswirkungen auf den Kleinbauern aus 
Boussé, einer Gemeinde im Zentralplateau: 
«Als ich ein Kind war, dauerte die Regen-
saison von Juni bis November. Jetzt müssen 
wir manchmal bis zum August mit Säen 
warten», sagt Ilboudo.

Mehrmals gut umrühren
Nicht nur der Klimawandel bedroht die 
fragilen Böden Burkina Fasos: Die Wälder 
werden zwecks Brennstoffgewinnung ab-
geholzt, auf den Weiden wird immer mehr 
Vieh gehalten. Ausserdem breitet sich die 
Sahara Jahr für Jahr weiter aus, macht 
Ackerland unfruchtbar und stellt die 80 
Prozent der Bevölkerung, die von der Land-
wirtschaft leben, vor existenzielle Probleme. 
Deshalb unterstützt Solidar Suisse die Bäue-
rinnen und Bauern dabei, traditionelle und 
moderne Techniken zur Konservierung des 
Bodens zu verwenden. So können sie ihre 
Ernte steigern und gleichzeitig das Ökosys-
tem bewahren. 
So wird beispielsweise Dünger in Dünge-
gruben hergestellt. In auszementierte Mul-
den kommt feiner Sand, darüber Asche, 
Pflanzen- und tierische Abfälle. Alle zwei 
bis vier Wochen werden 500 Liter Wasser in 
die Grube geschüttet. Regelmässig umrüh-
ren, fertig. Der so gewonnene fermentierte 
Dünger ersetzt kostspieligen und giftigen 
Kunstdünger. 

Die Rückeroberung
Zaï ist eine traditionelle Technik, die nach 
schweren Dürren in den 1980er Jahren wie-
derentdeckt wurde. Mit viel Aufwand – mehr 
als 300 Arbeitsstunden pro Hektar sind nö-

VPOD  |  Solidar Suisse�

Eine burkinische Bäuerin bestellt ihr Feld mit der 
Zaï-Methode.   

Hamidou Ilboudo.
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Roberto Maraschiello ist im Winterthurer Eichliacker Schulhauswart mit Leib und Seele

Ein Mann für alle Kulturen
Das Winterthurer Schulhaus Eichliacker ist multikulti im besten Sinn. Der Hauswart heisst Roberto Maraschiello. 
Sein Wirken beschränkt sich nicht auf Ordnung und Sauberkeit. | Text: Christoph Schlatter (Foto: Alexander Egger)

Das Eichliacker-Schulhaus entstand um die vorletzte Jahrhundert-
wende. Die Winterthurer Industrie hatte das Dörflein Töss in eine 
Arbeitervorstadt verwandelt, die nun nach zusätzlichem Schulraum 
verlangte. Den modernen Zeiten zum Trotz baute man in Töss in 
Neorenaissance. Auch die Wandbilder im Eingangsbereich, jüngst 
denkmalgerecht restauriert, werfen den Blick weit zurück, in eine 
ländliche Welt von Burgen und Klöstern. 

Frisuren ausprobieren
Winterthur Töss ist auch nach der Eingemeindung 1922 ein proleta-
risches Quartier geblieben. Die Mischung ist bunt. 80 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler, die im Eichliacker unterrichtet werden, 
sind nicht-schweizerischer Herkunft. «Den meisten gefällt es, in der 
Schweiz zu wohnen. Einige würden lieber in einem andern Land 
wohnen», schrieb die Klasse 3a vor einigen Jahren in einem Aufsatz. 
«Viele Kinder an der Schule haben ausländische Freunde. Die Vor-
teile sind, dass man so verschiedene Sprachen, Regeln aus anderen 
Ländern und andere Spiele und Feste kennenlernt. Auch werden an-
dere Kleider und Frisuren ausprobiert.»
Mit Pferdeschwanzfrisur und Helly-Hansen-Jacke steht er mitten im 
Gewühl der zu Ende gehenden grossen Pause: Roberto Maraschiello, 
gelernter Sanitär-Installateur, heute Hauswart mit eidgenössischem 
Fachausweis. Ja, es gibt eine anerkannte Ausbildung zu diesem Be-
ruf. Der VPOD hatte dabei seine Hände im Spiel. Und das ist gut so. 
Denn der Aufgaben sind viele. So ein Hauswart muss für Licht und 
Wärme sorgen. Er ist für Sauberkeit und Ordnung verantwortlich. 
Er muss Gewähr geben, dass Abfall fachgerecht entsorgt wird (im 
Kompost tummeln sich 3000 Würmer) und dass Kaputtes passend 
erneuert wird (die Denkmalpflege redet da gern ein Wort mit – und 
die klamme Stadtkasse ein anderes). 

Den Ton treffen
Handwerkliches Können und technisches Geschick reichen aber nicht 
aus. Der Hauswart benötigt zudem, erst recht in der Schule eines 
Vielvölkerquartiers, soziale, ja pädagogische Kompetenzen. «Ich muss 
den Ton treffen», sagt Roberto Maraschiello. Egal, ob er einer Lehr-
kraft die Finkentragpflicht auf freigelegtem Fischgratparkett erläutert. 
Oder ob er den Schulkids klarmacht, dass für die Hüllen der Panini-
Bildli Abfallkübel bereitstehen. Es ist sogar schon vorgekommen, dass 
er kurzfristig eine Klasse hüten musste, weil die Lehrerin durch höhe-
re Mächte am rechtzeitigen Erscheinen gehindert war. Die ihm gewid-
mete Schülerzeichnung zeugt davon, dass Roberto Maraschiello auch 
solche Einsätze mit Freude und Empathie versieht. Nur bei penetrant 
wiederholtem Fehlverhalten werde auch ein ansonsten sanftmütiger 
Kerl mal etwas lauter. Sagt er selbst. Und kämpferisch ist er auch als 
Präsident der rührigen VPOD-Gruppe Hauswarte Winterthur. 

Menschen im VPOD  |  VPOD

Unser Rundgang führt nun durch den Kindergarten und den Hort; 
überall haben sie einen munteren Spruch parat: Lehrerin, Putzfrau, 
Anwohner, Schulkind, Hortleiterin, Küchenhilfe, Zivildienstler. Auf 
eine solche Kultur der Freundlichkeit und des Respekts darf man 
stolz sein. Auch Gerechtigkeit und Gleichbehandlung sind dem Kol-
legen wichtig: Er könne ja schlecht Lehrerin X. einen Sonderwunsch 
erfüllen und Lehrerin Y. mit dem gleichen Anliegen abblitzen lassen. 
Bei der Durchsetzung von Regeln ist Konsequenz mit Augenmass 
zu verbinden. Und manchmal muss man auch Nein sagen können. 
Konfetti im Schulhaus? Gibt’s nach einem einmaligen fasnächtlich-
feuchten Glitsch- und Matschdebakel nicht mehr!

Demokratisches Klingelzeichen
Schon läutet die Pausenglocke. Aber was heisst «läuten»? Was heisst 
«Glocke»? Im Eichliacker zerschneidet keine rasselnde Schelle die 
Luft. Der Klingel-Jingle ist vielmehr von Schülerinnen und Schülern 
im Musikunterricht komponiert und anschliessend umfassend ver-
nehmlasst worden. Schule heute heisst: Mitbestimmung, Einbezug 
und Demokratie von Anfang an. Roberto Maraschiello leistet seinen 
Beitrag, damit die Secondas und Secondos aus dem angeblichen Prob-
lemquartier mit guten Aussichten ins Leben starten, so wie er seiner-
zeit seine Chance bekommen habe. So geht Multikulti. 

Den Ton treffen: Roberto Maraschiello. 
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Platzvorschriften unverbindlich

PAUSCHAL-ANGEBOT “TITANIC - OPENAIR MUSICAL”
zu CHF 339.- pro Person (anstatt CHF 399.-)

Der Preis beinhaltet:

• 3 Übernachtungen im Doppelzimmer mit Balkon, Dusche, WC, 
 Safe, Fön, Kühlschrank, TV
• Frühstücksbuffet
• 2 Abendessen mit Tessiner Menu
• 1 Wein Degustation im Weingut Vallombrosa
• freier Eintritt zum Schwimmbad
• freie Parkplätze
• Wi-Fi Verbindung
• 1 Auffahrt zum Monte Lema
• Transfer (Hotel und Zug) Sessa / Melide und Rückfahrt
• 1 Eintritt zum Titanic - Openair Musical - Sitzplatz 
 Kategorie 4 (seitlich)
• Service und Mehrwertsteuer

Für genaue Daten und andere Informationen besuchen sie 
www.musicalmelide.ch

zu CHF 220.- pro Person (anstatt CHF 259.-)

Der Preis beinhaltet:

• 2 Übernachtungen im Doppelzimmer mit Balkon, Dusche, WC, 
 Safe, Fön,Kühlschrank, TV
• Frühstücksbuffet
• freier Eintritt ins Schwimmbad
• freie Parkplätze
• Wi-Fi Verbindung
• 1 Auffahrt zum Monte Lema
• Transfer (Hotel und Zug) Sessa / Melide und Rückfahrt
• 1 Eintritt zum Titanic - Openair Musical - Sitzplatz 
 Kategorie 4 (seitlich)
• Service und Mehrwertsteuer

Zuschläge Titanic-Tickets für Sitzplätze in verschiedenen Kategorien:

• Sitzplätze Kategorie 3 - CHF 23.- pro Person
• Sitzplätze Kategorie 2 -  CHF 49.- pro Person
• Sitzplätze Kategorie 1 -  CHF 69.- pro Person 
• Sitzplätze Kategorie Premium -  CHF 85.- pro Person 

Buchungsbedingungen:

Dieses Angebot ist auf Anfrage und nach Verfügbarkeit. Nicht kumulierbar mit anderen 
Ermäßigungen. Der Paketpreis kann sich je nach Auswahl des Tickets (Sitzplatz) ändern.
Für zusätzliche Nächte, Preis auf Anfrage.


